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Amkliche Anzeigen.
Seite 4 und 6. betr.

1. Enteignung von beſchlagnahmten Fäſſern, Kübel, Botti-
cheu, oder ähnlichen Gebinden.

2. Beſchlagnahme von Fäſſern und Faßholz.
3. Kriegsgefangene für die Frühjahrsbeſtellung.
4. Keine Verfügbarkeit von Militärgeſpannen zum Aus-

leihen an Privatperſonen uſw.
5. Kaffee-Erſatzmittel.
6. Zuchtvieh-Auktion,

Tageschronik
Lenin im Sanatorium.
Maßnahmen gegen die ruſſiſche Nationalverſammlung.
Annullierung der ruſſiſchen Staatsſchulden.
Finland gibt die Alandsinſeln an Schweden ab
Der rumäniſche Geſandte in Petersburg verhaftet.
Neuer Fliegerangriff auf Karlsruhe.
Wieder 24 000 To. verſenkt.
Kohlenmangel in Amerika.

Zur Kohlenverſorgung.
Die große Kohlenknappheit, unter der heute jedermann

mehr oder minder, unmittelbar oder mittelbar leidet, läßt allge-
mein die Frage aufwerfen, welche Gründe dazu führen, daß auch
dem Deutſchen Reich, deſſen Kohlenſchätze noch für Jahrtauſende
teichen, ein Kohlenmangel nicht erſpart bleibt. Jn milderer

orm kannten wir ja auch im Frieden den Kohlenmangel zu
ochkonjunkturzeiten, wenn die Produktion dem vermehrten Be-

darf nicht genügte, und als eine Saiſonerſcheinung im Herbſt,
wenn die Eiſenbahnen durch die Rübentransporte ſo ſehr in An-

genommen wurden, daß der Wagenpark zur vollen
Wagengeſtellung für die Kohlenzechen nicht mehr ausreichte.
Der Krieg hat dieſe beiden Erſcheinungen verſchärft: Die Koh-
lenproduktion bleibt hinter dem Kohlenbedarf zurück, und
im Herbſt und Winter vergrößert ſich der Fehlbetrag noch ganz
bedeutend dadurch, daß der Kohlentransport Weit hin
ter der Produktionsmöglichkeit zuückbleibt. Aus dieſen Verhält-
niſſen ergeben ſich drei Aufgaben: 1. Steigerung der Kohlen
produktion, 2. Verbeſſerung der Transportverhältniſſe, 3. So-
weit die beiden vorerwähnten Maßnahmen nicht zur vollen Be
darfsdeckung führen, Verteilung der verfügbaren Kohlen auf
die Verbraucher nach Maßgabe ihrer Wichtigkeit.

Die Kohlenproduktion hat ſich von dem ſtarken
Rückſchlag zu Beginn des Krieges immer mehr erholt und
ſich wieder dem Friedensſtande genähert. Die geringere Zahl
der Arbeiter und ihre unter den Kriegseinſlüſſen allmählich her-
„abgehende Leiſtungsfähigkeit verſucht man auszugleichen, indem
Bergleute aus dem Heeresdienſt freigemacht werden und in-
dem die Arbeiter mehr Schichten als im Frieden verfſahren.
Was der Bergbau an Maſchinen und Material bedarf, wird
ihm zur Verſügung geſtellt. Es iſt dieſen zielbewußten Be
mühungen gelungen, dem Bergbau trotz dauernder Zunahme
der techniſchen Erſchwerungen eine Leiſtungsfähigkeit zu er-
halten, die bei genügender Arbeiterzahl wohl eine Deckung des
Bedarfs ermöglichen würde. Die Zahl der gelernten Bergleute
läßt ſich aber nicht beliebig ſteigern, zumal nicht alle Bergleute
im Heer entbehrt werden können.

Der Kohlentransport leidet zurzeit in gleicher
Weiſe, aber in ſehr verſtärktem Maße unter den Schwierigkeiten,
die alljährlich im Herbſt und Winter bei den Eiſenbahnen in Ge-
ſtalt des Wagenmangels und bei der Schifffahrt durch das Zu-
frieren der Waſſerſtraßen eintreten. Jm Frühjahr und im
Sommer können Eiſenbahnen und Schiffahrt die ganze Kohlen-
produktion glatt aufnehmen und befördern. Jm Herbſt aber
bringen die Kartoffel- und Rübentransporte meiſt eine Ueber-
laſtung der Bahnen mit ſich, und im Winter führen Eis und
Schnee Störungen herbei. Jm Kriege haben ſich die Verkehrs-
bedingungen natürlich nicht gebeſſert. Jedoch konnten die Eiſen
bahnen auch im vergangenen Sommer die Kohlenproduktion
noch vollkommen bewältigen. Jetzt im Winter iſt die Koh-
lenfrage alſo lediglich eine Transportfrage. Eine
Produktionsſteigerung iſt zurzeit zwecklos, meiſt ſogar unmög-
lich, weil die Mehrmengen nicht abtransportiert werden können.
Für den Augenblick aber kann alle Hilfe nur von der Verbeſſe-
rung der Verkehsvehältniſſe kommen. Eines de hierzu ange
wandten Mittel iſt die Einſchränkung des Perſonen-

verkehrs, wodurch die Streckgu für die kriegswichtigen

Donnerstag, den 17. Januar 1918.
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Transporte freier gemacht, der Wagenumlauf beſchleunigt und
die Wagengeſtellung an den Zechen verbefſert werden.

Die ſtaatliche Regelung der Klohlen verteilung
wurde im vorigen Winter aufgenommen, als der ſtark wach-
ſende Bedarf der Kriegsinduſtrie den Kohlenmangel bedenklich
verſchärfte. Drei Geſichtspunkte traten dabei in den Vorder-
grund: 1. Ausgleich zwiſchen Sommer und Winter durch Vor-
ratsanſammlung. 2. Sicherung der Belieferung der wichtigſten
Verbraucher. 3. Einſchränkung und nötigenfalls Einſtellung
der Belieferung weniger wichtiger Verbraucher.

Als der Reichskohlenkommiſſar Ende Juni die planmäßige
Durchführung ſeines Programms begann, konnte er die wich-
tige Aufgabe der Vorratsbildung nur noch in beſchränktem
Maße durchführen, wodurch natürlich für den Winter die zweite
Aufgabe: Sicherung der Belieferung der wichtigen Verbraucher
erſchwert wurde. Am ſchwierigſten iſt es, die notwendige Ein-
ſchränkung des Verbrauchs planmäßig nach kriegswirtſchaftlich
richtigen Geſichtspunkten durchzuführen, weil hier das ver
ſtändliche und an ſich berechtigte Privatintereſſe entgegen
ſteht. So erklärt es ſich, daß die Kritik noch mancherlei An
griffspunkte findet. Darüber darf man aber nicht vergeſſen, daß
die Kohlenverteilung keine Kohlen ſchaffen und daß ſie eine volle
Deckung des Bedarfs angeſichts der Kriegsnotwendigkeiten nicht
ermöglichen kann.

Jn dieſen Tagen liegt der Druck des Kohlenmangels am
ſchwerſten auf uns. Aber man darf annehmen, daß wir den
Höhepunkt der Kriſis bald überſchritten haben
werden, und man kann ſchon heute fagen, daß er überwunden
werden wird, ohne daß im Feld und in der Heimat die Kraft
zum Durchhalten Schaden leidet.

Die Friedensverhandlungen.
Breſt-Litowsk, 15. Januar. Heute fanden weitere

Beſprechungen der deutſchöſterreichiſch-ungariſchen-ruſſi-
ſchen Kommiſſion zur Regelung der territorialen
und politiſchen Fragen ſtatt. Trotz der vorläufig noch ſtarken
Abweichungen in den Auffaſſungen der beiden Parteien konnte
in einigen Punkten eine gewiſſe Annäherung feſtgeſtellt
werden.

Die wirtſchaftlichen Fragen.

Jn der ruſſiſchen Preſſe werden vielfach die wirtſchaftlichen
Folgen des angeblich von Deutſchland auf fünfzehn Jahre ge-
ſorderten Rechts der zollfreien Wareneinfuhr nach
Rußland erörtert. Dazu wird halbamtlich feſtgeſtellt, daß eine
ſolche Forderung niemals geſtellt worden iſt und daß es
ſich auch bei dieſer Nachricht um eine phantaſtiſche und bös-
willige Erfindung handelt, die nur dazu beſtimmt iſt, die Frie
densverhandlungen zu ſtören.

Wie die „Bergwerksztg.“, die großinduſtrielle Jn-
tereſſen vertritt, mitteilt, ſoll der Direktor im Auswärtigen Amt,
Dr. Johannes, nicht mehr nach Breſt-Litowsk
zurückkehren. Das Blatt behauptet, Jnduſtrie, Handel
und Landwirtſchaft hätten bei einer Beſprechung im Reichs-
wirtſchaſtsamt ihr Befremden über die Mißerfvlge der
deutſchen Vertreter bei den Verhandlungen über die
Handelsbeziehungen zum Ausdruck gebracht.

Bisher ſei, ſo erklärt die „Bergwerksztg.“, ein Handels-
vertrag mit Rußland nicht erreicht worden. Man ſcheine
der Anſicht zu ſein, daß die Meiſtbegünſtigung für
Deutſchland eine ſehr ſchöne Sache ſei. „Nun geht aber aus den
Erklärungen des Herrn Direktor Johannes hervor, daß die un-
bedingte Meiſtbegünſtigung gar nicht gemeint iſt. Wie Ruß-
land die Sonderſtellung Oeſterreich-Ungarns anerkennen will,
ſo ſoll Deutſchland ſich damit abfinden daß die Begünſtigungen
für die aſiatiſchen Grenzländer, für Perſien, Aſghaniſtan, die
Mongolei aufrecht erhalten bleiben. Dabei ſind die deutſchen
Wirtſchaftskreiſe übereinſtimmend der Anſicht, daß dieſe Beſtim-
mungen der alten ruſſiſchen Handelsverträge fallen müſſen und
tatſächlich die volle Meiſtbegünſtigung anzuſtreben iſt,
wenn anders nicht Deutſchland dem bevorzugten Wettbewerb
Japans unterliegen ſoll. Tatſächlich aber ſoll es mit der
Meiſtbegünſtigung noch weſentlich ſchlimmer ſtehen, als im
Hauptausſchuß öffentlich zugegeben wurde. Rußland ſoll
während des Krieges eine Reihe von Konzeſſionen und Vor-
rechten an die Länder der Entente erteilt haben, deren
Umfang den Deutſchen noch gar nicht bekannt iſt, die aber
auch ſpäterhin aufrechterhalten werden ſollen. Daß hier eine
unüberſehbare Gefahr für Deutſchland liegt, iſt nicht zu ver-
kennen.“

Man ſcheint in der Tat den wirtſchaftlichen Fragen eine
höchſ anzulängliche Aufmerkſamkeit zugewendet zu haben. Die
durch die Ententemaßnahmen ſchwer komplizierte Materie er-
fordert zweifellos ſubtilſte und gründlichſte Behandlung, wenn
wir uns nicht ſchweren Schädigungen ausſetzen wollen

158. Jahrgang.

Aus dem Oſten
Die Herrſchaft der Bolſchewili.

Srtockholm, 15. Januar. „Jsweſtija“ gibt folgende Be
gründung zu der Maßnahme der Volkskommiſſarien gegen die
geſetzgebende Verſammlung. Sie war notwe
weil ſonſt die recht s ſtehenden Sozialrevolutionäre die M 7
heit bekommen hätten, die den alten Weg der Kerenski
ſchen Koalitionspolitik eingeſchlagen hätten. Als Gegengewicht
beabſichtigen die Volkskommiſſare gleichzeitig mit der Eröffnung
in Petersburg einen vierten allgemeinen Kongreß der
Arbeiterräte einzuberufen. Man erwartet einen heftigen
Kompetenzſtreit beider Verſammlungen, der die
Rußlan s erneut erſchweren, deſſen Ausgang aber zunächſt d
Frage über die höchſte Macht in Rußland entſchei-
den würde. Das von Kiew nach Moskau gelangte Mit
glied des Verproviantierungs miniſteriums Wyrubow teilte
den Petersburger Zeitungen mit, daß die Ukraine bereit
ſei, Nordrußland die nötigen Mengen Getreide gegen Bar
zahlung zu überlaſſen. Die Getreidevorräte der Ukraine ſind
unermeßlich, da noch Vorräte aus den Ernten von 1916
und 1915 vorliegen. Jnnerhalb zwei Monaten können
80 Mil. Pud Getreidebeſchafft werden. Die Räu
mung Finlands durch die ruſſiſchen Behörden zeigt täglich neue
Schwierigkeiten.

Amſterdam, 15. Januar. Die „Times“ berichten aus Pe
tersburg daß die Abweſenheit Trotzkis ſich bemerkbar
macht. Der Volkskommiſſar Kalagew vom Ackerbauminiſte-
rium erklärte, daß die Nationalverſammlung am
Freitag zuſammenkommen ſoll, während andere das Gegen
teil behaupten. Die Regierung ließ ſechs Kreuzer die
Newa heraufkommen, um bei möglichen Unruhen beim Zu
ſammentritt der Verſammlung jeden organiſierten Widerſtand
bewältigen zu können. Die Aufruhrgefahr liegt hauptſächlich im
Lebensmittelmangel. Eine Hoffnung auf Beſſerung
beſteht jedoch, da die Ukraine das Ausfuhrverbot von Lebens
mitteln aufgehoben hat.

Am Sonnabend ging eine Abteilung Seeſoldaten nach
Sebaſtopol ab, um dort die Ordnung wieder herzuſtellen.
Das Donezbecken iſt von Koſaken geſäubert. Das Ge
treide ſoll zur Verfrachtung nach dem Norden beſchlagnahmt ſein.
Die ukrainiſchen Truppen in Charkovw ſind ent
waffnet, aber längs der Eiſenbahnlinie erwartet man noch
Zuſammenſtöße.

Amfterdam, 15. Januar. „Alg. Handelsbl.“ erfähn
aus Lon don, daß die Bolſchewikiregierung die Abſicht habe,
der verrafſunggebenden Verſammlung am 18. d.
Mts. ein Ultimatum zu ſtellen, Rußland zu einer ſo zia-
liſtiſchen Republik zu erklären und alles Land und allen
Beſitz zu enteignen.

Offiziersmorde bei der Schwarzen Meerflotte.
Stockholm, 15. Januar. Odeſſaer Zeitungen teilen mit,

daß in Sebaſtopol ſeit mehreren Tagen grauſame
Offiziersmorde ſtattfinden. Die Beſatzung des Torpedo-
bootes „Hadji“ nahm ohne Grund zuerſt die Offiziere feſt und
führte ſie nach dem Gefängnis, aber der Direktor verweigerte ihre
Aufnahme, weil kein Haftbefehl vorlag. Die Matroſen führten
darauf die Offiziere nach Malachow, wo ſie erſchoſſen
wurden. Gleichzeitig griff eine Matroſenabteilung das Militär
gefängnis an, wo ſeit der Revolution Offiziere verwahrt werden,
die damals von den Matroſen verhaftet worden waren. Die
Matroſen drangen jetzt in das Gefängnis und tötet en ſämt
liche Offiziere und Matroſen. Die Scharen durchzogen darauf
die Stadt, maſſakierten zufällig vorübergehende Offi
ziere. Die Geſamtzahl der Getbdteten betrug 7 0, drun-
ter Admiral Nowitzki, Kaskow, Alexandrow und General Ketrit.
Jn Sebaſtopol herrſcht vollſtändige An archie. Grobe Ma-
troſenexzeſſe werden verübt. 28 tote Offiziere wurden
ins Meer geworfen. Nach der Zeitung „Echo“ trugen
die Soldaten auf Bajonetten abgeſchnittene Offiziers
köpfe herum. Die Lage im füdruſſiſchen Bürgerkrieg ent
wickelt ſich für die Bolſchewiki günſtig. Auch in Briansk und
Laſowaja fanden Gefechte ſtatt.

Lenin im Sanatorium. aKopenhagen, 15. Januar. Laut einer Meldung derTid.“ o r a meldet „Djen“, daß ſich Lenin
zurzeit in einem finiſchen Sanatorium befinde, wo er
täglich Kuriere und andere Beſucher empfange, die ihn über die
Lage in Petersburg unterrichteten.

Die Annullierung der ruſſiſchen Staatsſchulden.
Petersburg, 14. Januar. (Reuter.)

Rat für das nationale Eigentum hat den Entwurf eines De
trets zur Annullierung aller nationalen An

Der Oberſte

leihen, die von der kaiſerlichen Regierung ausgegeben wo
den ſind, ausgearbeitet. Nach dieſem Entwurf werden alle in



ländiſchen Anleihen, die ſich im Beſitz von Aus län
dern befinden, bedingungslos annulliert, nur die
kurzfriſtige Anleihe des Schatzamtes und die vom Schatzamt
ausgebenen Serien bleiben gültig.

Weitere Enteignungen.

Der „Voſſ. Ztg. zufolge beſchlagnahmte die ruſ-
e Regierung den Betrieb der Petersburger Geſellſchaft

triſche Beleuchtung und erklärte ihn als
taatseigentum.

Religion ift Privatſache.

Rotterdam, 15. Januar. „N. Rott. Cour.“ meldet aus
London Jn einer Depeſche der heutigen „Daily News“ aus
Petersburg wird darauf hingewieſen, daß ſich die Bolſche
wiki Regierung bis jetzt länger aufrechterhalten hat als
ingend eine andere Regierung ſeit Ausbruch der Revolution.
In dieſen letzten Tagen hat ſie ſämtliche Beamte desn er ng entlafſen, da ſie noch immer
nicht arbeiten wollten. Gleichzeitig wurde dieſen Beamten der
Anſpruch auf Penſion entzogen. Die Regierung ordnete ferner
die Säuberung der Straßen der Hauptſtadt vom Schnee an.
Sie bereitet jetzt Beſchlüſſe vor über die Gewiſſensſreiheit, wo-
nach die Religion als eine perſönliche Angelegen-
heit jedes einzelnen erklärt wird. Ferner ſoll der Reli-
onsunterricht in den Schulen aufgehoben werden.
Ebenſo beſteht Ausſicht auf eine Ordnung, welche das Berg-

recht abſchafft.
Drei ruſſiſche Regimenter verlaſſen die Front.

Stockholm, 15. Januar. Laut „Naſchwjät“ verließen
drei ruſſiſche Arbeiter- und Pionier-Regimen-

ter die Front und kehrten heim, da weitere Anlagen
von Befeſtigungen nicht mehr nötig feien.

Stockholm, 15. Januar. Mit dem engliſchen Botſchaf-
ter ſind auch 60 engliſche Jnduſtrielle und Fabrik-
leiter von Rußland abgereiſt. Man ſieht hier darin ein
Zeichen dafür, daß die Engländer ihre induſtrielle Tätigkeit in
Rußland abbauen.

Die Ruſſen in Perſien.
Stockholm, 14. Januar. Wie „Wetſcherni“ ſchreibt, teilt

der perſiſche Konſul in Tiflis mit, daß die Entfernung
der ruſſiſchen Truppen aus Perſien ſchneller vor ſich
gehe, als man zu hoffen wagte. Nach amtlichen Angaben der
perſiſchen Regierung haben die ruſſiſchen Truppen in Urmia
alles geplündert und vernichtet. Folge dieſer Progrome
iſt, daß die Perſer ſich auf ruſſiſches Gebiet hinüberretten. Un
gefähr 12 000 Perſer haben ſich in der mugäaniſchen Steppe an
geſiedelt, wo ſie die Reis- und Baumwollpflanzungen zerſtörten.

Nußland und Finland.

Stockholm, 14. Januar. Nach der finländiſchen Zeitung
Wyborgs Nyh.“ haben an den Weihnachtstagen 30 Mili-kärzügn Wyborg in der Richtung nach Rußland und

einer in umgekehrter Richtung paſſiert. Außerdem ſind im
Anfang des Monats ruſſiſche Soldaten in großer An
zahl a den fahrplanmäßigen Zügen in die Heimat ab
gereifſt.

Kopenhagen, 15. Januar. „Nat. Tid.“ meldet aus Stock-
u ruſſiſcherſeits ſei dem finiſchen Senat mitgeteilt wor-

daß die rufſiſchen Beſatzungen von den finiſchen
Lotſenpoſten und Leuchttürmen während des Krie-
r nicht zurückgezogen werden würden. Jn der letz-

Zeit ſeien Verfuche unternommen worden, Telegramme
auf ſchwediſch von Schweden nach Finland zu ſenden; ſie muß-
ten den über Petersburg nebmen und es konnte
micht feſtgeſtellt werden, ob die Telegramme ihren Beſtim
mungsort erreicht haben. „Stockh. Dagbl.“ fordert nun die

oße Nordiſche Telegraphen geſellſchaft auf, eines ihrer vier
eſſen für den ſchwediſch-finiſchen Verkehr zur Verfügung

zu ſtellen.

Schweizer Grenze, 15. Januar. Havas meldet
aus Stockholm Senator Svinhufvud, der zum erſten

räſidenten der finiſchen Republik ernannt wurde, erklärte,
Finland werde die Agalands-Jnſeln an Schweden
zurückgeben.

Der rumäniſche Geſandte verhaftet.

Stockholm, 13. Januar. Nach einer Meldung der Ag.
GHavas aus Petersburg wurden der rumäniſche Ge
Jfandte Diamandi und das Perſonal der Geſandtſchaft
geſtern abend auf Vefehl der Volksbeauftragten verhaftet
und in der Peter-Pauls- Feſtung interniert. Die Urſache ſei
unbekannt. Die Verhaftung habe große Erregung hervor-
rufen. Da aus Anlaß des Jahreswechfels kein Blatt erſchien,
fei es nicht allgemein bekannt geworden.
Corps, auch das neutrale, ſei von Doyen, dem amerikaniſchen
Botſchafter Fran cis, dringend zuſammenberufen, um Ein-
Jpruch zu erheben.

Aus dem Weſten
Fliegerangriff auf Karlksruhe.

Karlsruhe, 15. Januar. Amtlich wird mitgeteilt: Vei
einem geſtern mittag erfolgten Fliegerangriff auf
Karlsruhe wurden einige Bomben geworfen. Eine
Perſon wurde ganz leicht verletzt, militäriſcher Schaden entſtand
nicht, auch der ſonſtige Sachſchaden iſt gering.

Lloyd George geht nicht nach Paris.

Baſel, 15. Januar. „Daily Chron.“ meldet: Lloyd
Seorge nimmt inſolge Arbeitsüberlaf ung an der bevor
ſtehenden Ententekonferenz in Paris nicht teil.

Clemenceans Vertrauensverweigerung.

Unter den Deputierten, die ſich bei dem letzten Ver
krauensvotum für die Regierung der Stimme enthielten, befan
den ſich auch Vriand und Albert Thomas,.

Lord Lambert über die ernſte UVootgefahr.
Chriſtiania, 15. Januar. Laut einem Londoner Spe-

Haltelegramm der „Tidens Tegn“ äußerte Lord Lambert
einer Verſammlung der Landwirte: Wenn die U-Voots

der Schiffahrt weiter auf dem Strande von 30 Prozent
lieben ſind, ſo im Dezember mehr engliſche
iffe verſenkt worden als im November. Jm

nen Jahr wurden dreieinhalb mal ſo viel Schiffe
erſenkt her j. wurden. Dieſes ſind unheimliche

aus guter Quelle. Die Ausunſere Ernährura ſind ernſt. alle müſſen Iparen. ſgten

Das diplomatiſche

Jnnere Widerſtände in England.

Amſterdam, 15. „Allg. delsbl.“ rtLondon: vie ne Reſte dng beahſſchigt t re r
Maßregeln gegen Arbeitergruppen, die die Herſtellung von Munlüäon, Schiſfen und Flugzeugen Aber

ren.
Der engliſche Lebensmittelmangel.

Rotterdam, 15. Januar. Nach dem „Nieuw. Roit.
Cour.“ meldet die „Daily Mail“, daß man in and, um
Schiffsraum zu ſparen, alles alte Eiſen, altzs Papier und
alte Küchenabfälle ſammle und für Kriegszwecke verwenden
will. Das Lebensmittelamt hat angeordnet, daß Butter und
Margarine mit Kartoffeln vermiſcht werden ſoll.
Das engliſche Kriegsbrot, das binnen kurzem eingeführt
werden foll, wird 10 Proz. Kartoffeln enthalten.
Ein engliſcher Zerſtörer und 24000 Tonnen verſenkt

Berlin, den 15. Januar. (Amtlich.) Neue U-Boots-
erfolge im Mittelmeer: ein engliſcher Zerſtörer
und 24000 B. R. T. Handelsſchiffsraum. Am 306. 12. hat
eines unſerer Unterſeeboote, Kommandant Oberleutnant
z. S. Obermüller, vor Alexandrien einen großen
bewaffneten, durch Fiſchdampfer und Torpedobootzerſtörer
ſtart geſicherten, poll beſetzten Truppentransporter
verfenkt und darauf in kühnem Angriff den Zerſtörer der
Sicherung „H 08 durch Torpedotreffer vernichtet. Der
Transporter hatte nach Beobachtung des UBootes an-
ſcheinend ausſchließlich weiße Engländer an Bord.
Unter den übrigen von unſeren U-Booten verfenkten
Schiffen, von denen die meiſten für Jtalien bezw. die
Engländer im Orient Ladung hatten, befand ſich ein
weiterer bewaffneter, von Zerſtörern geſicherter Transport-
dampfer von etwa 5000 To. ſowie zwei mittelgroße
Dampfer, die aus Geleitzügen herausgeſchoſſen wurden.

Die Verſenkung eines Truppentransport-
dampfers hat deshalb beſonderen Wert, weil für
die Beförderung von Truppen nur große und ſchnelle
Dampfer mit beſonderen Einrichtungen benützt zu wer-
den pflegen. Vom Untergang des Zerſtörers „H. 08“ wuß-
ſten wir bereits aus engliſchen Meldungen. Danach ſollte die
ganze Beſatzung bis auf 10 Mann gerettet worden ſein. Nun
erfahren wir den wahren Hergang. Jntereſſant iſt übrigens
auch die engliſche Nachricht, daß die britiſche Admiralität we-
gen der zunehmenden U-Bvotsgefahr einen Teil ihrer
Transporte nach Meſopotamien und Paläſtina nicht mehr
durch das Mittelmeer ſendet, ſondern weſtwärts ber den
atlantiſchen und Stillen und Jndiſchen Ozean.

Der Krieg mit Amerika
Wilſon und die iriſche Frage.

Bern, 15. Januar. „Daily Mail“ meldet aus Waſhing-
ton vom 10. Januar: Wilſon empfing heute im Weißen
Hauſe eine aus einer Reihe der angeſehenſten amerikaniſchen
Bürger i riſcher Abkunft beſtehende Aborönung,
welche ein Bronzeſtandbild des großen iriſchen Revolutionärs
Robert Emmet überreichte. Phelan, Senator von Kalifor-
nien, der an der Spitze der Abordnung ſtand, führte in einer
kurzen Anſprache aus, daß die Jren das ſchwere ihnen
von England in der Vergangenheit zugefügte Unrecht zu ver-
geſſen bereit ſeien, falls man ihnen gemäß dem erklärten
Kriegsziel der Alliferten Freiheit oder auch nur Auto-
nomie gewähre.

Der Präſident nahm das Standöbild dankend entgegen,
enthielt ſich aber jeder Erörterung der iriſchen Frage. Er
machte lediglich eine freundliche und hoffnungsvolle An
deutung, daß der in Dublin tagende Jriſche Kon-
vent bemüht ſei, die Frage der zukünftigen Regierung Jr-
lands zu löſen.

Amerikas Kohlenausfuhr.
Bern, 15. Januar. Die Pariſer Waſhington Tribune“

meldet aus Waſhington vom 8. Januar: Das Kriegshandels-
amt verfügte ein ſtrenges Embargo auf die Kohlen
ausfuhr, ſoweit ſie nicht für Kriegszwecke notwendig iſt,
da dieſes Jahr weniger Kohlen zur Verfügung ſtehen als im
vorigen Jahre. Infolgedeſſen fällt die Aufgabe, Frank-

reich und Jtalien mit Kohle zu verſorgen, jetzt ganz auf
Englands Schultern. Nach einer Meldung desſelben
Blattes aus Waſhington vom 13. Januar beabſichtigt die

amerikaniſche Regierung neuerdings auch allen
in ländiſchen Jnduſtrien, die nicht für den Krieg arbei-
ten, angeſichts des ſtarken Kohlenmangels der Bevölke-
rung bis auf weiteres Kohlen vorzuenthalten.

Politiſche Rundſchau
Deutſches Reich

Das Ergebnis der Berliner Konferenzen
wird in einer Reihe von führenden Zeitungen mit mehr oder
weniger umfangreichen Ausführungen zu umſſchreiben verſucht.
Aus allen Darlegungen, die zum Teil recht verſchwommen und
ſogar direkt widerſpruchsvoll ſind, leuchtet als Leſefrucht her-
vor: Nichts Gewiſſes weiß man nicht! Die amtlichen Kreiſe
hüllen ſich in Stillſchweigen und die Ganz- und Halboffiziöſen
geben ſich den Anſchein, als hätten überhaupt keine Meinungs-
verſchiedenheiten beſtanden und als hätten die Beratungen nur
ſozuſagen ein Repetitorium der deutſchen Kriegsziele gebildet,
über die von je vollſte Einigkeit zwiſchen politiſcher und militä-
rſcher Leitung geherrſcht habe. Wen will man hier täuſchen
Solche Verſuche ſind dumm und werden durch die tatſächlichen
Wahrnehmungen denn doch allzu ſehr Lügen geſtraft. Weder
das nur allzu gut unterrichtete feindliche Ausland noch
das Jnland läßt ſich auf ſo plumpe Weiſe bemogeln.

Zweifellos haben die vorher mit Recht ſchwer beſorgten
Vaterlandsfreunde die Freunde Feſtſtellen zu können, daß die
fahr einer Kriſis in unſerer Oberſten Heeres-
leitung glücklich beſchworen iſt. Wenn dies nicht in
einem politiſchen Perſonenwechſel an gewiſſer Stelle zum ſicht-
baren Ausdruck gekommen iſt, ſo haben wir die Gründe dafür
geſtern bereits angedeutet. Und wenn Unterſtaatsſekretär v. d.
Busſche in der geſtrigen Hauptausſchußſitzung erklärt hat,
daß ſich in den Herrn von Kühlmann erteilten Jnſtruk-
tionen nichts geändert hat, ſo iſt das eine belangloſe
Redewendung, die u. U. dahin ausgedeutet werden kann, daß
Herr von Kühlmann ſich vordem unter durchſichtigem
Einfluß an dieſe Jnſtruktionen augenſcheinlich nicht gehalten
hat. Den poſitiven Kern der ganzen Angelegenheit hat man
offenbar in dem veränderten Verhandkungston

empfehlen.

e e ereren e e e Seree WS e e e S a i e rn ret e e e eet e er er etunſerer Bevollmachtigten in Breſt-Ltiowsk zu erblicken
Wenn die weſtlich en Fragen in gleich befriedigendem Sinn
geregelt ſind, wie dieſe Frage des Oſtens, ſo dürfte jederman
mit dem Ergebnis wohl zufrieden ſein. Auch nach dieſer Rich
tung wird man gut tun, die Ereigniſſe abzuwarten. Dieſe
allein werden den tatſfächlichen Kern der erreichten Verſtändi
gung klar erkennen laſſen. Jene verlogenen Preſſe-Orakel
ſollten uns inzwiſchen nicht beirren.

Am wenigſten Klarheit herrſcht über die zukünftige Behand
lung der polniſchen Frage. Hierüber herrſcht nach wie vor
Unruhe und Unklarheit, und wir fürchten, daß die bisherige
ideologiſche und verworrene Anſchauung ſich noch keineswegs in
befriedigender Weiſe hat klären laſſen, wenngleich feſt e Ent
ſchlüſſe nach der einen oder anderen Richtung bindend noch nicht
gefaßt zu ſein ſcheinen.

Der Kanzler im Hauptausſchuß.
Wie der „V. L. A.“ von parlamentariſcher Seite erfährt,

nimmt man in Abgeordnetenkreifen an, daß der
Reichskanzler am Freitag im Hauptausſchuß des
Reichstages ſeine angekündigte Rede halten will.

Der Arbeitsplan des Abgeordnetenhauſes.

Berlin, 15. Januar. Der AelteſtenAusſchuß des
Abgeordnetenhauſes hat beſchloſſen, am Donnerstag und
Freitag keine Plenarſitzung abzuhalten, damit der Ver
faſſungsausſchuß ſeine Arbeit fördern kann. Am Sonn
abend, den 19., wird die erſte Leſung des Etats beginnen.
Vom 24. Januar bis 23. Februar wird eine Paufe eintreten,
um dem Haushalts- und dem Wahlrechts-Ausſchuß Zeit zu den
Beratungen zu laſſen. Dann ſoll die zweite und dritte Lefung
des Etats folgen und der Etat dem Herrenhauſe ſo rechtzeitig
zugeſtellt werden, daß er in der geſetzlichen Friſt erledigt werden
kann.

Preußiſches Herrenhaus.
Berlin, 15. Januar. Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt

der Bericht der Kommiſſion betreffend den Entwurf eines
Wohnnngsgeſetzes. Miniſterpräſident Graf Hertling ſtellte
ſich dem Herrenhauſe vor und befürworzete die Annahme der
Vvrlage.

Exz. von Wilmowstki: Die Vorwürfe der Preſſe, als ob
die konſervativen Mitglieder des Hauſes das Geſetz verſchlep
pen wollten, ſind völlig unberechtigt.

Oberbürgermeiſter Scholz-Danzig: Eine eingehende Be
ratung der Vorlage iſt nötig. Den Namen Wohnung ?eſetz
verdient die Vorlage nicht, ſie ändert nur die Zuſtä keit
der Gemeinden und der Polizei und führt ſchließlich zur Be
ſchränkung der Selbſtverwaltung.

Frhr. v. Rheinbaben: Jch möchte die Vorlage wärmſtens
Naturgemäß iſt dieſes Geſetz nur ein Rahmen,

die Ausführung erſt kann Segen bringen. Eine Beſchrän-
kung der Selbſtverwaltung iſt ganz ausgeſchloſſen. Den heim-
kehrenden Kriegern muß ein Heim geſchaffen werden, und da-
zu ſoll dieſes Gefetz helfen.

Oberbürgermeiſter Koch-Kaſſel: Wir erkennen die Vor
teile des Geſetzes durchaus an, doch muß noch vieles geſchehen,
wenn das Geſetz Zufriedenſtellendes ſchaffen ſoll. Leider iſt
es nicht möglich, auf Grund desſelben unferen Kriegern ein
gutes Heim zu bieten. Das Problem wird erſt nach dem
Kriege gelöſt werden können. Jn der Nähe der großen Städte
muß Gelände zu annehmbaren Preiſen vom Staate zur Ver
fügung geſtellt werden. Den gemeinnützigen Baugenoſſen-
ſchaften muß das Enteignungsrecht erleichtert und neben dem
Vaugelände muß Baugeld vom Stagte gegeben werden. Auch
das Erbbaurecht muß ausgearbeftet.

Handelsminiſter Dr. Sydow und Finanzminiſter Dr.
Hergt empfehlen dringend die Aufnahme der Vorlage.

Die Vorlage wird einſtimmig angenommen.
Angenommen wird weiter u, a. eine Entſchließung, die

Regierung zu erfuchen, die geſamte Bearbeitung des Woh-
nungsgefetzes der einheitlichen Leitung eines Miniſteriums
zu unterſtellen.

Ohne Ausſprache wurden das Büragfchaftsſicherungsgefetz
ſowie die Vorlage betreffend Verlängerung der Geltungs-
dauer der Verſorgung zur Sicherſtellung des kommunaley
Wahlrechts der Kriegsteilnehmer angenommen.

J Abgeordnetenhauſe, das am Dienstag nach längered
Pauſe ſeine Sitzungen wieder auſnahm, ſtand zur Verhand
lung der Antrag der Volkspartei auf Aenderung der
Städteorönung en dahin, daß zu Mitaliedern ſtädti-
ſcher PVerwaltungsdeputationen und Stiftun gsvorſtände anch
Frauen beſtellt werden können. Der verſtärkte Gemeinde-
ausſchuß des Abgevrönetenhauſes hat dem Antrag die ein
ſchränkende Faſſung gegeben, daß Frauen als Mitglieder
ſolcher Körperſchaften nur auf dem Gebiete der ſozialen
Fürſorge und Wohlfahrtspflege mit beſchließender Stimme
beſtellt werden können. Die Zentrumsfraktion beantragt,
daß Frauen auch Mitglieder von Schulkommiſſionen werden
können. Die Staatsregierung iſt, wie Geheimrat
Dr. Conze erklärt, zu einer Aenderung der Städteord-
nung im Sinne des Beſchluſſes des Gemeindeausſchuſſes
bereit, ſie will aber dieſe Reform erſt bei der an ſich not
wendigen Aenerung der Gemeindeverfaſſungsgeſetze eintreten
laſſen. Die Angelegenheit ſei auch deshalb eilig, weil ſchon
jetzt die Möglichkeit gegeben fei, daß Frauendie Mitgliedſchaft
in ſtädtiſchen Deputationen erlangen könnten. Die Bera
tung des Antrages zeigte, daß Konſervative und Na
tionalliberale nur bedingungweiſe dem Antrag zu
ſtimmen würden. Jnnerhalb des Zentrums ſind die
Meinungen geteilt. Der Vertreter der Sozialdemv-
kraten verlangte nicht nur mit den Volksparteilern
alsbaldige Verwirklichung des Antrages, ſondern entwickelte
darüber hinaus radikale Forderungen unter Be
zugnahme auf England, wo das allgemeine Frauen
wahlrecht demnächſt zur Einführung gelangen werde,

Die Gefangenenſrage im Hanptausſchuß-
Berlin, 15. Januar. Der Hauptausſchuß des Reichstags

ſprach am Dienstag die Behandlung der deutſchen
Gefangenen in Frankreich. Auf Anfrage, welche
Gründe die Regierung zu ihren neuen Maßnahmen beaug,
lich Jnternierung von Franzoſen und Franzöſinnen der nor
franzöſiſchen Gebiete veranlaßt hätten, beſtätigte Gereral
Friedrich, daß Frankreich in der Behandlung der Ge
fangenen weit hinter allen Staaten ſteht. Wenn die
Franzoſen ihr Verhalten nicht ändern, werden weitere
ſcharfe Vergeltungsmaßnahmen angeordnet. Das
ſchwere Unrecht, das die Franzofen an unſeren Elſfäſſern
getan, und ihre Weigerung, ſie zurückzugeben, iſt der Anlaß
geweſen, 600 Franzoſen nach Litauen und 400 Franzöſinnen
nach Holzminden zu überführen. Mindeſtens 800 Elſäſſer
werden noch widerrechtlich in Frankreich zur ückge-
gehalten. Alle Vorſtellungen und Verhandlungen haben
die Franzoſen unbeachtet gelaſſen. Die Jnternierten werden
ſo lange feſtgehalten, bis die Franzoſen den letzten Elſäf
ſer herausgegeben haben. Bei den Verhandlungen in
Bern mit den Engl dern und anderen Nationen war
der gute Wille auf beiden Eeiten vorhanden, den Aus
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tauſch der Kriegsgefangenen in die Wege zu lelien, auch die
Verhandlungen in Kopenhagen waren erfreulich. Jn
Bern hatte die deutſche Regierung großen Widerſtand zu
überwinden, um 50000 Familienväter zum Austauſch zu
bringen. Die Franzoſen legten dem alle mwör lichen Hinder-
niſſe in den Weg. Die Schweiz hat unſere Bemühungen
lebhaft unterſtützt. Jch gebe mich der Hoffnung hin, daß
die Franzoſen ſich doch noch beſinnen mit uns in Unterhand-
lung über den Austauſch weiterer Gefangenen treten und eine
beſſere Behandkung unſerer Landsleute in die Wege leiten.
Am 1. Februar werden Schweizer Aerzte in Frank-
reich und Deutſchland Umſchau halklten, und ich hoffe, daß das
Ergebnis ein gegenfeitiger Austauſch bezw. Jnternierung
von Gefangenen in der Schweiz ſein wird. Die Jnternie-
rung geſunder Familienväter in der Schweiz iſt durch das
Entgegenkommen der Schweiz ermöglicht worden. Unſer
Verſuch 20000 Väter auszutauſchen, Kopf um Kopf. wurde
von Frankreich nicht angenommen. Wir ſchlugen dann vyor,
5 000 Franzoſen gegen 4000 deutſche Famtilienväter auszu-
tauſchen, ſie wollten aber weit mehr.

Fluchtverfuche Deutſcher werden in Frankreich
ſchwer beſtraft; in Deutſchkand und England auf
Grund von Vereinbarungen dagegen mit 14 Tagen Ge-
fängnis. Jn Bezug auf Sabotage ſind wir mit England
im Einvernehmen, ſie ſoll weder getrieben, noch unterſtützt
werden. Jn Frankreich dagegen wird die Sabotage amtlicher-
ſeits unterkützt. Das muß gegenüber irrtümlichen Zeitungs-
meldungen feſtgeſtellt werden.

in Frankreich häufig.
und Maßnahmen dagegen verlangt; ebenſo haben wir die
Verwendung gefangener Unteroffiziere aller Grade zur Be-
aufſichtigung gefordert. Liebesgabendienſt und Poſtrerkehr,
geiſicher Hilfsdienſt und Bücherverſorgung ſind ebenfalls
Gegenſtand der Verhandkungen. Frankreich darf nicht
im Zweifel ſein, daß wir, falls es die erniedrigende Be
handlung unſeren Gefangenen gegenüber nicht ändert, wei
tere Vergeltungsmaßnahmen anordnen wer-den (1h). Wir haben 410 000 gefangene Franzoſen und über
7000 Offiziere, mindeſtens doppelt foviel, als die Franzo
ſen Gefangene von uns. Wir müſſen ſchließlich gegen die ge
ſangenen Franzoſen vorgehen, wollen wir unſere braven
Soldaten und Krieger nicht im Stiche laſſen.
Zeit wirds nachgerade! D. Red.)

Daraufhin wurde von Ausſchußmitgliedern er-
klärt: Wenn es nicht bedeutend beffer wird, müſſen wir
unſere Machtmitktel rückſichtslos zur Anwen-
dung bringen. Wenn alle Vorſtellungen nichts nützen,
muß die brutale Gegenfeitigkeit geübt werden.
General Friedrich: Die Lage der Gefangenen auf Corſiea
hat ſich gebeſſert, wenn auch die Forderung, die deutſchen
Soldaten nicht in den Sumpfgebieten zu beſchäftigen,
noch nicht reſtlos erfüllkt iſt. Die erſte Vergeltungsmaß-
nahme iſt bereits 1915 angeordnet worden. Dem Kriegsmi-
niſter und der Heeresverwaltung kann nicht vorgeworfen
werden, ſie hätten zu ſpät eingegriffen (7). Wir haben von An
fang an eine menſchliche Behandlung unſerer
verkangt.

Jm weiteren Verlauf der Sitzung erklärte Unterſtagats-
ſekretär von der Busſche, es ſei der Wunſch des Reich s-
kanzlers, daß morgen die politiſche Debatte nicht
aufgenommen wird, da dies bei dem Stande der Ver
handlungen in BreſtLitowsk ſchäd liche Wirkung
haben könnte.

Der Friede, die Entſcheidung über
Deutſchlands Zukunft.

Die Einnahmequellen Deutſchlands aus ſeiner A n
Schiffahrt, feinen Kapitalsanlagen und Verſicherungen im Aus
lande ſind durch den Krieg faſt ganz fortgefallen, fo daß es viele
Milliarden Schaden erlitten hat. ollen nach Friedensſchluß
wieder geſunde Verhältniſſe Platz greifen, ſo müſſen vor allem
die alten Handelsbeziehungen zum Auslande bald wieder ins
Gleichgewicht gebracht werden. Wie die Lage der Jnduſtrie
unter dieſem Geſichtspunkt ſich darſtellen wird, unterſucht P.
Meersmann in einer Schrift „Der Kriegsausgang und die
deutſche Jnduſtrie“. Vorerſt werden nicht allzuwiele Güter zur
Ausfuhr vorhanden ſein. Um neue zu ſchaffen, bedarf es der
Rohſtoffe und zahlreicher Arbeitskräfte. Aber auch der Abſatz
nach dem Auslande wird mit geſteigerten Schwierigkeiten ver-
knüpft ſein. Bekannt ſind die Beſchlüſſe der uns feindlich ge-
ſinnten Staaten auf der Pariſer Wirtſchaſtskonferenz. Selbſt
wenn es gelingen ſollte, einen förmlichen Wirtſchaftskrieg zu
verhindern, wird die Abneigung des Jene d Auslandes
gegen uns beſtehen bleiben. Was die Feinde militäriſch nicht
erreicht haben können, werden ſie auf dem ſtillen Wege des Boy-
kotts und der Schikane England voran! zu erzielen ver-
fuchen.

Aber auch ſonſt werden wir der Welt nach dem Kriege
weſentlich anders gegenüberſtehen als vorher. Unſere Produk-
tionskoſten haben ſich weſentlich erhöht, die Arbeitslöhne ſind
um das Doppelte und Dreifache geſtiegen. Die anderen Staug-
ten ſtehen da immerhin günſtiger da. Während England,
Frankreich und Rußland mit 214 Millionen Einwohnern 642
Millionen Quadrattfilometer beherrſchen, verfügen Deutſchland
und Oeſterreich- Ungarn mit 121 Millionen Einwohnern nur
über 3,9 Millionen Quadratkilometer. Der Wirtſchaftsſpiel-
raum beträgt nach dem ſchwediſchen Profeſſor Kjellen, auf den
Einwohner des Mutterlandes berechnet, bei England 71,1, bei
Frankreich 21,4, bei Rußland 17,4, dagegen bei Deutſchland nur
4,7, bei Oeſterreich- Ungarn nur 1,3 Hektar. Dazu kommt daß
die jährliche Bevölkerungszunghme in Deutſchland 12 v. H., in
Oefterreich 14,2 v. H., dagegen in England 103 v. H., in Frank-
reich gar nur 1,5 v. H. beträgt. Trotzsem beanſprucht Eng-
land ein Fünftel der Erde. Frankreich aber, das völlig ſterile,
hat ein Reich mit Beſchlag belegt, das den ganzen Wirtſchafts

ſpielraum der Mittelmächte um weit mehr als das Doppelte
übertrifft.

Da iſt es nun ſo ſagt der Verfaſſer mit vollem Recht
Ganz unerfindlich, wie ſich die Anhänger eines Verzichtfriedens
ſeine ungehinderte Entwicklung Deutſchkands vorſtellen, wenn
das Land unter der Rieſenlaſt der Kriegskoſten, der Verpflich-
tungen gegen die Kriegsteilnehmer und deren Hinterbliebene,
der Koſten für den Aufbau ſeiner zerſtörten Veſitztümer im Jn-

Gefangenen

und Auslande fronen müßte. Können ſie uns ſagen, wie dabei
gleichzeitig für die Arbeiter gute Löhne, neue ſoziale Opfer auf
gebracht werden ſollen; wie man ſich die Wiederherſtellung des
Abſatzes nach dem Auslande denkt; womit wir den Kredit im
Auslande erlangen ſollen, deſſen wir doch für die Ausſuhr un
bedingt bedürfen Ein fauler Frieden nach dem Grunſdatz
„Keine Annexionen und keine Entſchädigungen“ bedeutet nicht
etwa die Gleichſtellung der beiden kriegführenden Parteten, ſon
dern eine einſeikige ſchwere Venachteiligung Deutſchlands
Dieſes hat allein infolge ſeines geringen kolonialen Gebietes
das unabweisliche Bedürfnis nach ne wenn es nicht

everkümmern oder den Ueberſchuß ſeiner Bevölkerung wiedermm
in fremde Länder abſtoßen will

Aus Stadt und Umgebung

Beſchimpfungen, ſchlech
te Behandlung, Beraubung der Kriegsgefangenen ſind

Wir haben Vorſtellungen erhoben

Die Elektrizitätsnot
bricht bei uns ſtets von neuem aus, ſobald Boreas die
Backen etwas voller nimmt. Heute riſſen die teilweiſe ſtun
denlangen Störuungen überhaupt nicht ab, ſodaß wir z. Z.
wo wir dies ſchreiben, noch nicht wiſſen, ob die Zeitung er
ſcheinen kann. Es muß nachgerade verlangt werden, daß der
Frage einmal gründlich näher getreten wird, was die Ueber-
landzentrale ſeit Kriegsbeginn eigentlich unternommen hat,
um den fkandalöſen Mangel an jeder ſelbſtverſtändlichen tech-
niſchen Sorgfalt bei der Herſtellung der Leitungen abzuſtel
ken, der ſie wie ihr zweifellos bewußt ſein mußte von
vornherein anßerſtaud ſetzte, die von ihr übernommene

Stromlieferung nach Tren und Glauben auszuführen. Die
Ausrede, daß in der Kriegszeit ſolche durchgreifenden Aende-
rungen nicht durchführbar ſeien, muß abgewieſen werden.

Amtliche Bekanntmachungen
über die Enteignungen durch die Reichsfaßſtelle, ſtädtiſche
Ackerkandverpachtung, Kafſeeerfatzmittel, Zuchtviehauktion,
u, a. befinden ſich im heutigen Juſeratenteil unſeres Blattes.

Aus Hrovinz und Reich
Bürgermeiſter WeißenbornHalberſtadt F.

Berlin, 16. Januar. Bürgermeiſter Weißenborun aus
Halberſtadt iſt in Berlin infolge einer Gasvergiftung

geſtorben. uzunt Bürgermeiſter von Halberſtadt gewählt. Er war zu-
ketzt in Berlin als Hilfsarbeiter im Miniſterium des Jn-
nern beſchäftigt und in weiten Kreiſen durch ſeine grundle-
genden Arbeiten über die Vereinfachung des Geſchäftsgan
ges der Behörden bekannt geworden. Als einer der erſten
Verwaltungsbeamten hat er hierüber im Jahre 1912 ein
Buch unter beſonderer Berückſichtigung der Gemeindebehör-
den herausgegeben. Der Verſtorbene war früher als Magi-

(Alfn doch

ſtratsaſſeſfor in Charlottenburg tätig und richtete dort 1908
die Büros der ſtaatlichen und ſtädtiſchen Berwaltung ein. Zu
Beginn des Krieges war er in der der deutſchen Zivilverwal
tung Oberoſt und Warſchau tätig und hat auch hier die Ver

waltung organiſtert. Nach Entdeckung des Gasunfalls in
der von W. bewohnten Penſion ſtellte der Arzt drei Stunden
hindurch Wiederbekebungsverſuche an, die jedoch leider ver-
geblich blieben.

Für 14 000 Mark Pelzwaren geſtohlen.
Dresden, 16. Jannar. Pelzwaren im Werte von 14000

Mark wurden in einer der letzten Nächte aus einem Schau
fenſter eines Schneidereigeſchäfts am Bismarckplatz in Dres

den geſtohlen. Von den Tätern fehlt jede Spur.
Beim Streit um die Vernte erſtochen. g

der Breitenſtraße in Ezeglitz hauſten ſeit-einiger Zeitung et der 21. Jahre alte Kutſcher Willl Juſt und der
gleichaltrige Schloſſer Paul Thoma. Die beiden Febten von
Geflügel und Kaninchendiebſtählen, die ſie in den Lauben
kolonien ausführten. Die beiden Diebe gerieten bei der
Teilung der Beute in Streit, bei dem Juſt eine Feile ergriff
und ſie dem Thoma in die Bruſt ſtieß, ſo daß dieſer beſin
nungslos zuſammenſank. Juſt ergriff die Flucht und konnte
noch nicht ergriffen werden. Thoma wurde nach dem Kreis-
krankenhaus Lichterfelde gebracht, wo feſtgeſtellt wurde, daß
der Stich die Lunge durchbohrt hatte. An ſeinem Aufkom-

men wird gezweifelt.
Rodelunglück.

Wernigerode, 16. Januar. Ein Rodelſchlitten, der
mit einem Jungen und einem Mädchen das Salzbergtal her
abfuhr, ſauſte gegen einen Laternenpfahl. Der Junge
brach ein Bein, dem Mädchen wurde das Ange ſchwer ver
letzt.

Panik bei einem Filmbrande.
Während der Vorführung des Films Oſtpreußen und

ſein Hindenburg im Schwanuenſchloß in Zwickau entzündete
ſich, wahrſcheinlich infolge der Unvorſichtigkeit eines rau-
chenden Beſuchers, ein Film, worauf auch die übrigen fünf

Teile des 6aktigen Films in Flammen gerteten. Jn der un
geheuren Rauchentwicklung entſtand unter den Beſuchern gro-
ße Erregung. Zahlreiche Fenſter und Fenſterkreuze wur-
den zertrümmert und ſonſtige ſchwere Beſchädigungen im

Saale angerichtet. Mehrere Beſucher haben im Gedränge
Verletzungen erlitten.

Wieder eine ganze Wohnung ausgeränmt.
Hannover, 16. Januar. Einbrecher räumten am hellen

Tage die Wohnung des im Felde ſtehenden Majors v. B. aus.
Sie erſchienen im Laufe des Tages immer wieder mit einem
großen Handwagen und ſchleppten davon, was nur zu tragen
und zu fahren war. Vier Zimmer wurden vollſtändig aus-

geräumt, nur einen großen Flügel und einen
Schrank ließen die Spitzbuben zurück. Am anderen Tage erſt
bemerkte man im Hauſe den Diebſtahl,

Von einem eigenartigen Unfalle

wurde ein zwölfjähriges Mädchen in Plauen i. Vgtkl. be
troffen. Die Kleine, die ihrem Vater etwas zutragen wollte,
kam infolge der Glätte zu Falle und dabei drang ihr die Na
del von ihrem Häkelzeuge, das ſie in der Rocktaſche ſtecken
hatte, in den Unterleib.

Stiftungen

Der Stadt Nürnberg hat ein ungengunnter Spender
30 000 Mk. übergeben, davon 10 000 Mk. für die Jugendfür-
ſorge und 20000 Mk. für die Säuglingsſfürſorge. Frau

ren verſtorbenen Gatten 5000 Mk. für Kriegerfamilien und
deren Hinterbliebenen.

Beſtrafte Habgier.
Salzwedel, 16 Januar. Zwei Tauſendmarkſcheine erhielt

eine Frau aus der Umgegens kürzlich in einem hieſigen Lo-
kale für zwei Schinken und ein halbes Schock Eier. Als die
Frau nun, gkücklich über ihren vorzüglichen Handel, die bei-
den Scheine zur Sparkaſſe tragen wollte, bedeutete man ihr
zu ihrem Schreck, daß die Scheine gefälſcht ſeien. Der Käu-
fer der Schinken und der Eier hatte ſeine gute Ware im
Sichern und die habgierige Frau dürſte in Zukunft wohl
ſolche Verkäufe unterlaſſen.

Gerichtszeitung
Ueberſchreitung der Höchſipreiſe.

Die Strafkammer in Bonn verurteilte 15 Gemüſehänd-
ler wegen Ueberſchreitung der Höchſtpreiſe für Stangenboh-
nen zu Geldſtrafen von 200 bis 15 000 Mark, zuſammen
36 700 Mark.

Handel Verkehr Volkswirtſchaft
Mangfeldſche Kupferſchiefer hauende Gewerkſchaft in Eisleben.

Die Gewerkſchaft hat die folgenden vier Gewerkſchaften,
die fämtlich große Kupferlager führen, a tre Solwerke,
Rottlebervde, Hohenſtein und Kyffhäuſerwerke (Anhalt),

Bürgermeiſter Heinrich Weißenborn wurde 1916

fehweren

Kommerzienrat Hopf-Nürnberg ſtiftete zum Andenken an ih-

der Anfechtungsklage der von derſenſhcft geführten Minderhelt der Aktionäre de Wer

Weißenfelſfer Braunkohlen Akt.Geſ.
ne ln der den Koh

ſind erzäht folgende hübſche Se Einſt fl i
Ereinit die Gottesmmnter um Obſt far die J

be be h den e a S eanz ab, denſtreute mit ſegnender Hand ſeine Biatt, r r
er über die Berge

aus. Nun wuchſen die Beeren ſo reichlich, da imalim Jahre, im Auguſt und Oktober, die t einem n

feſt e e h a Segene er efrauenſtrauch“ oder „Mariten Wedenden atet
palme“.

Eine Tiroler Sage erzählt: Als Gott die Pflanzen
ſchuf, erbat ſich der Teufel vom Herrn die Erlaubnis, auch
eine Pflanze zu erſchaffen. Dieſe Bitte wurde ihm gewährt,
und nun ging aus ſeiner Hand die ſogenannte „Grangel
beere“ hervor, die zwar eine ſchöne Hülle hatte, aber unter
dieſer große Gefahren für die Menſchen barg, denn der
Böſe hatte bei Erſchaffung der Pflanze einen furchtbaren
Fluch ausgeſprochen, nach welchem jeder, der von dieſen
Beeren aß, ihm mit Leib und Seele verfallen war. Der

e eeere ein Kreuz ſetzte unſchä machte.Die vier Kelchlappen, die die Preiſelbeere krönen,
wohl den Anlaß zu dieſer poetiſchen Sage.

Turnen, Spiel und Sport
Verſammlung Die hiefigen Raſenſportvereine verſam

melten ſich geſtern im Ratskeller zu einer Beſprechung über
allgemeine Angelegenheiten. Der Ortsausſchuß wurde für
dieſes Jahr wieder feſtgelegt und die Punkte der Tag Lord
nung durchgeſprochen. Jn der nächſten Verſammlung am 232.
d. Mits., wozu außer dem Vorſtand ſämtliche Mitglieder ein

geladen ſind. follen wichtige Beſchlüſſe gefaßt werden. Auf
die Einzelheiten kommen wir dann noch zurück.
Aus den Winterſportplätzen: Friedrichroda i. Th.: Schnee

höhe 60-100 Ztm., gebahnte Wege, 0—-2 Grad C., wechſelnö
Si und Rodelbahn gut, Bobbahn verweht, Eisbahn nicht
fahrbar; Schierke i. H.: Schneehöhe 150 Ztm., 5 Grad Kälte,
Skibahn ren Rodelbahn im Gange.

Fußball in Halle. Am Sonntag fand nur 1 Verbandſpiel
ſtatt und zwar Sportfreunde-Favorit. Mit
teilten ſich die Gegner in die Lorbeeren. Beiderſeitig ſah
man einige Erfatzleute, die ſich ganz gut anließen. Bei et
was mehr Schußſitcherheit hätte Fav. das Spiel gewinnen
müſſen. Jm Gefellſchaftsſpiel ſchlug 96 die Leipziger Ein
tracht mit 5:0 (3 0). Der 96er Platz glich mehr einer Eis
bahn, fodaß ein einwandfreies Spiel nicht zu ſpielen war,
Auch hier ſah man auf beiden Seiten Erſatzleute. 90 war
en Sohne die beſſere Mannſchaft und ſiegte verdienter

CLetzte Depeſchen
Heeresbericht

Großes Haupiquartier, 16. Jannar.
Weſtlicher Kriegsſchauplatz.

Heeresgruppen Kronprinz Repprecht und Deutſcher Kronprinz.
Bei und ſüdlich von Lens war die Artillerietätigkeit ge

ſteigert. Jn einzelnen Abſchnitten Erkundungsgefechte. Süd
weſtlich von Orues wurden Gefangene gemacht.

Heeresgruppe Herzog Albrecht.

Narh meheſtündiger Feuerwirkung ſtießen frauzöſtſche Ab-
teilungen nördlich von Badonvillers vor und drangen
vorübergehend in nuſere vorderen Gräben ein. Eigene Auf
u brachten in den oberen Vogeßfen Gefan

gene ein.
Mazedoniſche Front.

Im Cernabogen erhshte Gefechtstätigkeit.
Jtakie niſche Front.

Zwiſchen Brenta und Piave vielfach lebhafter Fenerkampf,
mit beſonderer Heftigkeit im Gebiete des Monte Aſolon
Die Italiener haben ihre erfolgloſen Angriffe nur füdlich
am Mte Fontang Suca wiederholt. Sie wurden abges
wieſen. Jn dem Piaveabſchnitt nördlich von Montells
verſtärkte ſich das eagliſche Artilleriefener.

Erſter Generalquartiermeiſter Ludendorff.

Hindenburg und Ludendorff verlaſſen Berlin.
Berkin, 16. Januar. Dem Vernehmen nach haben

Hindenburg und Ludendorff Berlin wieder verlaſſen
und find nach dem Großen Hauptquartier wieder zurückgekehrt

Graf Podewils in Breſt-Litowſk.
Berlklin, 15. Januar. Um den bundesſtaatlichen Cha

rakter des Deutſchen Reiches nach außen zum Ausdruck zu brin
gen (2), wird ſich der frühere bayeriſche Miniſterpräſident Dr.
Graf Podewils nach Berlin zu Veſprechungen mit den
Austrärtigen Amt und dann nach Brech-Lftowsk begeben.

Gegen die rumäniſche Dynaſtie.
Genf, 15. Januar. Nach einer Meldung aus Sofia

ſpielen ſich gegenwärtig in Jaſſy entſcheidende antidy-
naſtiſche Kämpfe ab. Die Strömung gegen König
Ferdinand uehme von Tag zu Tag zu.

Die fremden Kriegsſchiffe in Wladiwoſtok.
Bern, 15. Januar. Man meldet dem „Echo de Paris aus

Kriegsſchiffe ſich den drei japaniſchen Kreuzern ange
ſchloßen haben, die vor drei Tagen in Wladiwoſtok eintrafen.

Die heutige Nummer umfaßt 6 Seiten,

London, daß zwei engliſche und amerikaniſche J



Amtliche W Anzeigen.

Bekanntmachung.
Da feſtzuſtellen geweſen iſt, daß in zahlreichen Fällen

beſchlagnahmte Fäſſer und Faßholz zurückgehalten bezw. da-
für Preiſe gefordert werden, die unangemeſſen ſind und in
keinem Verhältnis zu den von der Reichsfaßſtelle der Kriegs
vereinigung deutſcher Faßhändler G. m. b. H. auf Grund
von z 5 des Vertrages vom 29. Juni 1917 vorgeſchriebenen
Abgabepreiſen für Fäſſer ſtehen, wird ſich die Reichsfaß-
ſtelle veranlaßt ſehen, in derartigen Fällen gemäß z 2 Abſe 1
der Be'anntmachung des Bundesrats über den Verkehr
mit Fäſſern vom 6. Juni 1917 [R-G.-Bl. S. 473] verbunden
mit 8 1 der Bekanntmachung des Reichskanzlers übex die
Errichtung einer Reichsſtelle für Faßbewirtſchaftung vom
28. Juni 1917 [R.-G.-Bl. S. 576] zur Enteignung zu ſchrei-
ten. Jnsbeſondere wird die Enteinung ausgeſprochen wer-
den, wenn von dem Eigentümer der erwähnten Gegen-
ſtände ein Angebot auf freihändige Ueberlaſſung zu von
der Reichsfaßſtelle zu angemeſſen erklärten Preiſen abge-
lehnt wird.

Für die Enteignung wird beſtimmt:
s 1. Das Eigentum an den durch die Bekanntmachung

des Bundesrats über die Beſchlagnahme von Fäſſern vom
28. Juni 1917 [R.-G.-Bl. S. 577] beſchlagnahmten Fäſſern,
Kübeln, Bottichen und ähulichen Gebinden, ſowie an Faß-
ſtäben, Faßdauben und Faßböden kann durch Anordnung der
Reichsfaßſtelle auf eine in der Anordnung zu bezeichnende
Perſon übertragen werden.

8 2. Die Anordnung des 8 1 kann an den Beſitzer oder
Gewahrſamsinhaber der Gegenſtände gerichtet werden oder
durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen. Jm erſteren
Falle geht das Eigentum über, ſobald die Anordnung dem
Beſitzer oder Gewahrſamsinhaber zugeht, im letzteren
Falle mit dem Ablauf des Ausgabetages des amllichen
Blattes, in dem die Anordnung amtlich veröffentlicht iſt.

g 3. Der vou der Anordnung VBetrofene iſt verpflichtet,
die Gegenſtände ordnungsgemäß zu verwahren, ſie heraus-
zugeben, auch auf Verlangen und Koſten desjenigen, auf
den das Eigentum durch die Anordnung übertragen wird,
zu überbringen oder zu verſenden.
ſef e er Uebernahmepreis wird von der Reichsfaßſtelle
eſtgeſetzt.

Jſt der von der Anordnung Betroffene mit dem von
der Reichsfaßſtelle feſtgeſetzten Uebernahmepreiſe nicht ein-
verſtanden, ſo kann er Feſtſetzung dieſes Preiſes durch das
Reichsſchiedsgericht für die Kriegswirtſchaft beantragen.

s 5. Der Uebernahmepreis iſt bar zu zahlen. Er kann
bei Ungewißheit über den Empfangsberechtigten einbehalten
werden.

Berlin, den 26. September 1917.
Der Reichskommiſſar für Faßbewirtſchaftung.

Veröffentlicht.
Merſeburg, den 12. Januar 1918.

Der Königliche Landrat.
J. B. von Grone.

Bekanntmachung
Das ſtellv. Generalkommando gibt bekannt, daß Mili

tärgeſpanne zum Ausleihen an Privatperſonen, für Kriegs
induſtrie, Landwirtſchaft Holzabfuhr uſw. von nächſter Zeit
ab nicht mehr verfügbar ſein und auch nicht verfügbar ge S
macht werden können.

Betriebe, die auf Pferdekräfte angewieſen ſind, und bis
her fremde Hilfe in Anſpruch nahmen, werden daher künftig S

Militärgeſpaune nicht mehrauf die Unterſtützung durch
rechnen können

mandos von 1917 im Jahre 1918 ſeitens der Heeresverwal-
tung zur Verfügung geſtellt werden können

verfehlt, die Eindeckung des Bedarfs bis zur Demobilma-
chung zu hinausſchieben zu wollen, in der Abſicht, bann aus
rangierte Pferde billig erſtehen zu können. Damit die Pro
duktion nicht Schaden leidet, wird es nötig ſein, daß alle be
treffenden Wirtſchaftsbetriebe ſo frühzeitig wie möglich ſich
die zur ordnungsmäßigen und geſicherten Fortführung ihrer
Betriebe
n n ſelbſt beſchaffen.Die Beſchaffung im Handel kann nach uneingeſchränkter
Hreigabe des Handels und Gewährung voller Freizügigkeit
für Pferde keine Schwierigkeit mehr bieten. Wo ungünſtige

ermögenslage den Erwerb von Spanntieren im freien
andel, ſelbſt bei Anrechnung der für ausgehobene Pferde

rhaltenen Entſchädigung, ausſchließt, kommt Erſatzbeſchaffung
ür fehlende Pferde durch die Landwirtſchaftskammern in Be

acht.
Jn Anbetracht der Wichtigkeit und Notwendigketit der

rückgegeben. Wenn dadurch ote Anträge zu ſpät eingehen
und infolgedeſſen nicht berückſichtigt werden, ſo tragen die
Antragſteller daran ſelbſt die Schuld. Die Anträge ſind alſo
nicht mehr wie bisher dem Landratsamt einzureichen.

Merſeburg, den 24. Dezember 1917.
Der Königliche Landrat.

J. V.: Kürſten, Kreisſekretär.JNr. 16148 L.
ſekretärs des Kriegsernäh-Bekanntmachung. rungsamts vom 16. Dezember

Am Donnerstag, den 7. Feb. (917 über Kaffee-Erfatzmittel
1918 vormittags 11 Uhr findet R. G.Bl. S. 1053] mit derim Gaſthof zum „Viehhof“ in r Veroron e ng vom 18.
Stendal, Bahnhofſtr. die Zucht] Dezember 1917 R. G.Bl. S.
viehauktion
für die Zucht des ſchwarzbun werden ſämtliche Groß und

des Verbandes abgeänderten
ten Tieflandrindes in der Kleinhändler des Kreiſes auf
Provinz Sachſen ſtatt. gefordert, ihre Vorräte anHier werden ungefähr 90 Kaffee-Erſatzmitteln bis zum
Bullen im Alter von 12--20] 19. Januar 1518 dem Landrats
Monaten des ſchwarzbunten amt ſchriſtlich anzuzeigen.
Niederungsſchlages zum Ver- Die
kauf gelangen.
ſind von einer Kommiſſion
begutachtet und ausgewählt.

wirte und Züchter wird auf
dieſe
wieſen.

Es ſcheint ſehr ungewiß, ob und in welcher
Zahl Pferde in der Art des landwirtſchaſtlichen Hilfskom- S

Jedenfalls
ſollte ſich niemand auf dieſe Hilfe verlaſſen. Auch wäre es

unentbehrlichen Pferdegeſpanne uſw. unter allen

Eicherſtellung ausreichender Spannkräfſte ſtelle ich den Jn
kereſſenten anheim, ſchon jetzt Pferde für das kommende
Wirtſchaftsjahr ſich im freien Handel zu beſchaſſen. bezw.
Anträge auf Ueberweiſung von Pferden ſeitens der Land-
wirtſchaftskammer hier vorzulegen.

Merſeburg, den 28. Dezember 1917.
Der Königliche Landrat.

(J.-Nr 16254 L. J. V.: Grone
Bekanntmachung.

Betrifft: Kriegsgefangene für die Frühjahrsbeſtellung.
Der Bedarf der Landwirtſchaft an Kriegsgefangenen für

bie Frühjahrsbeſtellung wird vorausſichtlich ein ſo großer
ſein, daß die Anforderungen bei weiten nicht gedeckt werden
können. Die heutige Schwierigkeit des Arbeitsmarktes er-
fordert, daß mit den vorhandenen Arbeitskräften auf das
Sparſamſte umgegangen und jeder Mann nur an den Platz
geſtellt wird, wo er unbedingt gebraucht wird.

Da die Gefangenen außerordentlich knapp ſind und eine
rößtmöglichſte Einſchränkung bezüglich der Zahl der ange-

forderten Gefangenen unbedingt notwendig iſt, ſind die ſchon
tzt einzureichenden Anträge auf Geſtellung von Kriegsgefan-
enen für die Frühjahrsarbeiten einer genauen und ſorgfäl-
igen Prüfung zu unterziehen.

Für die Stellung von Anträgen ſind folgende Punkte zu
beachten

1. Alle Anträge auf Ueberweiſung von Kriegs gefangenen
nd auf vor geſchriebenem Formular bei den Gemeindevor-
ehern bis ſpäteſtens zum 18. Januar 1918 einzureichen. Das
ntragsformular iſt bei den Gemeindevorſtehern, die die

benötigte Zahl von Formularen vom Gefangenenkager an
zuforörrn haben, erhältlich.

2. Nur ſolche Anträge, welche auf dem vorgeſchriebenen
Formular eingereicht werden, können berückſichtigt werden.
Z. Später als am 18. Jannar eingehende Anträge werden
richt berückſichtigt.

4. Alle an andere Stellen als an die Gemeindevorſteher
gerichteten Anträge werden an die Gemeindevorſteher zu

Die Tiere enthalten:
1. die Menge,
2. den Einkaufspreis,
3. bisherigen Verkaufspreis,
4. Urſprungsort.
Der Weiterverkauf iſt bis

Merſeburg, den 14. Jan. 1918. auf weiteres unterſagt. Zu
Der Königliche Landrat. widerhandlungen ziehen die

J. V.: von Grone. geſetzlichen Straſen nach ſich.

Jm Intereſſe der Land-
Veranſtaltung hinge-

Bekanntmachung. Der Königliche Landrat.
Auf Grund des 8 0 der J. V. v. Grone.Verordnungdes Herrn Staats FJ.-Nr. 76 K. W

Stopfgarne
in braun, mittel-, dunkelgrau, ſchwarz,

Rolle 60 4 45 4

Brrr W Be nnnünC Halle a. Gr. Ulrichstr. 22/23. Halle a. S.

Kammer Lichispiele
Heute Mittwoch Morgen Donnerstag:

J les Bebens Cent freut
Der Roman einer Zirkusreiterin in 5 Akten,

In der Hauptrolle die berühmteste und genialste z
I Bühnengröbe der Welt: „ERMXN ANBRAss

S Dieselbe besitzt eigenes Film-Fabriken, eigene Renn-
stüälle und eigene Schlösser. Sie stiftete 100 6000 Mk.

für die Deursche Kriegsfürsorge.

„Seunte vom Sang

W

Ein hochamüsantes Lustspiel in 3 Akten.
Außerdem ein bestgewähltes Beiprogramm!

Anfang 7 Uhr. Fernr. 529.

jeden Poſten

L S 1 ene altese

zu höchſten Preiſen.
Auf Beſtellung wird es abgeholt.

fiermann Schmicit, Halle a. S.
Mittleres Hausgrundste
in gutem baulichen Zuſtande, mit großem Hof, Tor
einfahrt, Keller und Stallungen, zu kanfen geſucht.

Offerten unter R. H. an die Geſchäfts elle
des Tageblattes erbeten.

4 Stuben, 2 Schlafzimmer, Küche und Zubehör,
wird von einem Beamten zum 1. April oder ſpäter
geſucht. Offerten unt. E. N. an die Exped. d. Bl.

Das auf Grund des z 3 der neVorſchrift über das Verfahren w. Alerlandperpachtung

bei der Ausſchreibung und ande an der Weißenfelſerſtr.,
Erhebung der Viebſeuchen m Exerzierplatz uſw ſind noch
Eniſchädigungsbeiträge vom einige Parzellen zu verpachten.

Auguſt 1912 aufgeſtellte Bewerber wollen ſich um
Verzeichnis der beitragspflich e ehend im Geſchäftszimmer
tigen Beſitzer n Pferden d. Magiſtrats, Rathaus 2. Ober-
und Rindvieh liegt im Zim- geſchoß [Regiſtratur] melden.
mer des Standesamts, Rat- Merſeburg, den 14. Jan. 1918
haus l Treppe zur Einſicht 24/18 Der Magiſtrat.

der Beteiligten aus. tAnträge auf Berichtigungdes Verzeichniſſes ſind ſpäte- Hu ten Atemnot

ſtens bis zum 26. d. Mts. 9ſchriftlich oder mündlich anzu Verſchleimung
bringen. Schreibe allen Leidenden gerne um-

Merſeburg, den 14. Jan. 1918. ſonſt, womit ich mich von meinem
7/18. Der Magiſtrat. ſchwer. Lungenleiden ſelbſt befreite.

ortemonngie e.P i Oſterſtr. 55. MRuctmarke un
mit Jahreskarte nach Halle in WVV gder a rerage pertores, ohnm un
Gegen 5 Mark Belohnung 6 Zimmer und Zubehör, ge-
in der Expedition d. Blattes ſucht. Offerten unter M. 9
abzugeben. an die Expedition dieſ. Blts.

Faſſung

Anzeigen haben zu

Merſeburg, den 11. Jan. 1918. c

Aufmeorksamoe

Mit Anna Müiller-Liüimke in der Hauptrolle. h

Karl Tänzer8

S
z Moerseburg Adolf Schäfers Nacht. Entenplan 7

Die glückliche Geburt eines

u Töchterchens e
zeigen ergebenst an

Katasterlandmesser F. Waldschmidt,
2. Zt. im Felde

und Frau Elisabeth geb. Hetzer.
9

meee.
n

e e

Für die zahlreichen Beweise der
Teilnahme beim Heimgange unserer
lieben Mutter

fral Antsrat Loesener

geb. Böving
sagen wir auf diesem Wege unseren
herzlichen Dank.

Im Namen der Hinterbliebenen

Dr. Loesener, Regierungsrat.

Halle a. S., im Januar 1918.

T

ir ſind bereit, der oder denjenigen26 Perſonen, welche die uns entwendeten

Treihriemen uns bis zum 20. d. Mts.
wieder zur Stelle ſchafeen, den vollen Wert der

Treihriemen zu erſtatten und ſichern an dem

Diebſtahl Beteiligten außerdem vollſte Etraf
M loſigkeit zu.

Stadthrauerci Carl Berger.

Masigste
000000000

o00 Wo 0

13 Spezialgeschäftz für(3 einen und baumwollwaren
lischreuge, Handtücher, Hauswäsche

Bettfedern und Betten.
r

Fernspr. 2589.

200, o 200000froßen 200000000 Auswahl.
n

Lehrling
für unſer kaufmänniſches Büro
zum 1. April d. Js. geſucht.

Söhne achtbarer Eltern mit
guter Handſchrift wollen ſchriſt-
liche Bewerbung einreichen.

n I Straßenbahn Halle- Merſeburg

r o S e e nStraßen- und Fabrik-

n ho in Ammendorf.Art Ah ch M h J er ree e rFür die Druckerei meiner
Papierwarenfabrik ſuche ich
für Oſtern

einen Lehrling
gegen angemeſſene Entſchädi

ca. 8 cm breit und 30 cm
lang

Postpakete, 2 u. 4 Stück, liefert
noch prompt per Nachnahme

Stück 4. 839 II. erstkl.
Verpackung unfrankiert,

bei Dutzendaonahme franko gung.
inkl. Verpackung. Arthur Kornacker.

ü j hBesen-u. Bürsteulndustrie

Celle i. 350 Arbeiter.
Vertreter u. Händler

überall gesucht.

Cinen Lehrling
ſtellt Oſtern ein

Halleſche Straße 27.Stations Mädchen u. ein
Kühen-Rüdhen Hiaſerlehrling

Krankenhaus Merſeburg. B. Gurgmnann, K. Kifterstr 4.

Berantwortliche Redaktion Politik: L. Baltz, Lokales und Vermiſchtes:Verlaa L Druck: Merſeburger Druck- und Verlaasanſtalt.K.H. Görbing, Sport und Anzeigen: M. Ho chheimer.
L. Baltz. ſämtlich in Merſeburg.

Geſucht zum l. Februar ein Karl Brückner, Bäckermſtr.

r

r

J



e 4 S n e S e Baet e ne e e ä S te a d e e e ne e neS t ß a r

Aus Stadt und Umgebung
Jeſchlagnahme von Mauerſteinen, Dachziegeln und Drainage

röhren.

Es iſt eine Bekanntmachung, betreffend Beſchlag
gahme und Beſtandserhebung von gebrannten und
anderen künſtlichen Mauerſteinen, Dachziegeln al-
ler Art und Drainageröhren aus Ton erſchienen, die
am 25. Januar 1918 in Kraft tritt. Nach dieſer Bekanntma-
chung werden ſämtliche vorhandenen und neuerzeugten Men-
gen von gebrannten und anderen künſtlichen Mauerſteinen
und Dachziegeln aller Art insbeſondere gebrannte Tonſteine,
Kalkſandſteine, Schwemmſteine, Schlackenſteine, Zementſteine),
welche als Vor- oder Hintermauerſteine, Hartbrandſteine,
Klinker, Verblender, poröſe Steine, Decken- und Lochſteine,
Formſteine, Dachziegel Verwendung finden können, ſowie
Drainageröhren aus Ton beſchlagnahmt, ſofern ſie ſich
im Beſitz von Perſonen oder Betrieben befinden, die derar-
tige Gegenſtände erze' gen oder mit ihnen handeln. Nach der
Beſchlagnahme ſind Verfügungen über die Gegenſtände nur
noch zuläſſig, ſofern ſie durch einen Freigabeſchein mit dem
Stempel des Kriegsamtes, Bautenprüfſtelle, geſtattet ſind,
oder eine ordnungsmäßige Ausfuhrbewilligung des Reichs-
kommiſſars für Aus- und Einfuhrbewilligung vorliegt. Ohne

beſondere Genehmigung bleibt jedoch trotz der Be-
ſchlagnahme der Verkauf und Verbrauch von Mauerſteinbruch
ſowie von Formſteinen bis zu 500 Stück, von Dachziegeln
bis zu 1000 Stück, von Drainageröhren bis zu 500 Stück und
von den übrigen Gegenſtänden bis zu 5000 Stück in einem
Kalendermonat für eine Bauſtelle geſtattet. Der Vorrat
in den obenbezeichneten Gegenſtänden iſt außerdem von den
Perſonen oder Betrieben, die ſie erzeugen oder mit ihnen
handeln, alle 2 Monate an die Kriegsamtſtelle zu melden,
in deren Bereich die Gegenſtände ſich befinden. Die erſte
Meldung iſt über den bei Beginn des 1. Februar 1918 vor-
handenen Beſtand zum 10. Februar 1918 zu erſtatten. Vor
gedruckte Meldebogen ſind von der zuſtändigen Kriegsamt-
ſtelle anzufordern. Auch eine Lagerbuchführung iſt über die
zu meldenden Gegenſtände vorgeſchrieben.

Merkblatt für Hausſchlachtungen
1. Selbſtverſorger und ihnen Gleichgeſtellte.

1. Als Selbſtverſorger gilt, wer entweder durch Haus-
ſchlachtungen ovder durch Ausübung der Jagd Fleiſch und
Fleiſchwaren zum Verbrauch im eigenen Haushalt gewinnt.

2. Als Selbſtverſorger können vom Kommunalverband
ferner anerkannt werden, Krankenhäuſer und ähnliche Anſtal-
ten für die Verſorgung der von ihnen zu verköſtigenden Per-
ſonen, ſowie gewerbliche Betriebe für die Verſorgung ihrer
Angeſtellten und Arbeiter. Für Selbſtverſorgung dieſer Ver-
brauchergruppen durch Schlachtung von ſelbſtgemäſteten Rin-
dern (mit Ausnahme von Kälbern bis zu 6 Wochen) iſt die
Genehmigung der Prvvinzialfleiſchſtelle erforderlich.

3. Arbeitnehmer oder Angeſtellte, denen vom Arbeitgeber
vertragsgemäß Schweine zu liefern ſind, können auch als
Selbſtverſorger gelten, wenn der Arbeitgeber das Tier wenig-
ſtens 3 Monate in ſeiner Wirtſchaft gehalten hat.

Gemeinſchaftliche Selbſtverſorgung bei Schweinen liegt
vor, wenn die Wirtſchaftsführung gemeinſam iſt, alſo das
Schwein in einer Wirtſchaft gehalten wird, die völlig gemein-
ſam von verſchiedenen Perſonen betrieben wird. Auch Be
wirtſchaftung der Schweinemäſtung allein kann gemeinſam be-
trieben werden. Es genügt aber nicht, daß ſich einzelne nur
mit Geld oder Futterbeſchaffung beteiligen; nahe wirtſchaft
liche Beziehung zu der gemeinſamen Schweinehaltung iſt Vor
ausſetzung.

2. Vorausſetzung für die Selbſtverſorgung durch Hangs-
ſchlachtungen.

Selbſtverſorger bedürfen zur Hausſchlachtung von Rind-
vieh, Kälbern, Schaſen und Schweinen der ſchriftlichen Ge-
nehmigung ihres Antrages durch den Landrat Merſeburg.
Die Genehmigung aller Hausſchlachtungen hat zur Voraus-
ſtzung, daß der Selbſtverſorger das Tier in ſeiner Wirtſchuft
mindeſtens 3 Monate gehalten hat. Jn den nächſten Mona-
ten kann der Leiter des Kommunalverbandes zur Beſchleu-
nigung der Abſchlachtung der Schweine die Genehmigung zur

r en

Verkannt.
Roman von Heda von Schmidt.

3] (Nachörnck verboten.)„Weißt du, Franz“, begann ſie auch heute, in ſein Schreib-
zimmer kreiend, wo er am offenen Fenſter noch eine letzte
Zigarre vor dem Zubettgehen rauchte, zögernd: „Du darfſt mich
wirklich nicht für gefühllos halten, wenn ich nicht gleich ſo begei-
ſtert bin über die Braut aus Kanada wie Thea Jch
kenne doch unſeren Hanſemann beſſer wenn er ſich nur nicht
am Ende hat überrumpeln laſſen, Franz Was meinſt du?
Solch einer ſchwerfälligen Natur, wie er eine iſt, ſolchem
Arbeits und Pflichtmenſchen kann das ſchon leicht paſſieren, nicht
wahr Und dann“ nun ſchlug Frau Hannchen die Augen
nieder „hatte ich überhaupt nicht mehr damit gerechnet, daß
Bruder Hans heiraten würde Und weil er doch Kurtchens
Pate iſt da, nun, da ärgerte ich mich ſogar im erſten Augen
blick über das Kabeltelegramm und

„Und nehme dieſen Aerger nachträglich furchtbar ſchwer und
ſchäme mich unterbrach der Doktor, ſeine Frau neckend, und
küßte ſie auf die Stirn, auf die kleine, niedliche Stubsnaſe und
die friſchen, roten Lippen. „Erbſchleichen wollen wir noch nicht
für unſere Jungen, Gott bewahre, nein, dem Hans wünſchen
wir im Gegenteil ein recht langes Leben und das ſchönſte Glück
an der Seite ſeiner kanadiſchen Frau. Und für unſere Kinder
ſorgen wir ſchon ſelber. Und nun mache dir weiter keine Ge
danken über die Sache, Maus.“

Frau Hannchen ſchmiegte ſich enger an ihren Mann.
Sie fühlte ſich nun wieder vor ſich ſelber rehabilitiert, da

durch, daß ſie ſich nicht geſcheut hatte, ihrem „zweiten Gewiſſen“,
wie ſie ihren Franz nannte, die unedle Regung offen einzuge
ſtehen. Es war doch köſtlich, einen Menſchen zu haben, der einen
in allen Dingen ſo wunderbar verſtand natürlich wünſchte
ſie ja auch ebenſo wie Franz dem Brautpaar das Allerbeſte.

dat Ein friſcher Wind kam von der See über dem Elbſtrom
aher.
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Kreisblatt
Donnerstag, den 17. Januar 1917.

Hausſchlachtung von Schweinen auch ohne Einhaltung der
Mindeſthaltefriſt von 3 Monaten erteilen, wenn es ſich um
Selbſtverſorger handelt, bei denen die Selbſtverſorgung
durch Hausſchlachtung bisher ſchon üblich war. Dieſe Er-
laubnis darf nicht dazu führen, die Selbſtverſorgung bei ſol-
chen Schweinehaltern zu erleichtern, die in Friedenszeiten
nicht hausgeſchlachtet haben. Können ſolche Halter von
Schweinen nicht den Beſitz von genügend erlaubtem Futter
zur Mäſtung des Schweines für die Dauer von mindeſtens
3 Monaten nachweiſen, ſind die betreffenden Schweine für die
allgemeine Verſorgung in Anſpruch zu nehmen. Hausſchlach-
tungen von Hühnern, die Verwendung von Wildbret im eige-
nen Haushalt ſowie die Abgab an dritte Perſonen ſind dem
Kommunalverband anzuzeigen.

3. Antrag auf Hausſchlachtungen und Genehmignung.
Bei Stellung des Antrages iſt für alle Tiergattungen

anzugeben: a) das ungefähre Lebendgewicht des Schlacht
tieres, b) die Zahl der Wirtſchafts angehörigen des Haushal-
tes oder der zu beköſtigenden Perſonen, c) der Zeitpunkt, bis
zu dem der Selbſtverſorger aus früheren Schlachtungen noch
mit Fleiſch verſorgt iſt, d) ob und wieviel Fleiſchkarten der
Selbſtverſorger noch weiter zum Bezug von Friſchfleiſch wö-
chentlich belaſſen haben möchte, e) auf dem Antrage iſt vom
Gemeinde- (Guts-) Vorſtand zu beſcheinigen, daß der Selbſt
verſorger das Tier abgeſehen von Kälbern 3 Monate
in ſeiner Wirtſchaft gehalten hat. Wird die Schlachtung eines
Schweines beantragt, bei dem die dreimonatliche Haltefriſt
noch nicht abgelaufen iſt, iſt vom Gemeinde (Guts-) Vor-
ſtand zu beſcheinigen, daß der Schlachtende auch in früheren
Jahren Selbſtverſorger in Fleiſch geweſen iſt, f) bei Schwei-
nen iſt die Erklärung abzugeben, daß das Lebendgewicht beim
Erwerb nicht mehr als 60 Kilogramm betragen hat oder daß
die Genehmigung zum Erwerb eines ſchwereren Schweines
erteilt iſt, g) die Erteilung der Genehmigung hat ſchriftlich
durch den Landrat, Merſeburg, zu erfolgen, h) die Genehmi-
gung iſt zu verſagen, wenn ein Verderben der Vorräte zu
befürchten iſt. Ueberſchießende Fleiſchmengen ſind von Kom-
munalverband für die allgemeine Verſorgung in Anſpruch zu
nehmen, i) die Verſorgungsdauer, einſchließlich durch bereits
vorhandene Vorräte darf ſich nicht über die Dauer von 12.
Monaten bezw. bei Schlachtungen nach dem 1. Januar nicht
über den Schluß des Kalenderjahres hinaus erſtrecken, k)
überſchießende Mengen ſind nach Anweiſung zur Allgemei-
nen Verſorgung vder mit Genehmigung des Kommunalver-
bandes an Dritte abzugeben. Sobald die abzugebenden
Mengen feſtſtehen, iſt darüber Verfügung zu geben, [l) Fleiſch
aus Notſchlachtungen darf dem Tierhalter zur Selbſtverſor-
gung innerhalb der zuläſſigen Selbſtverſorger-Verbrauchs-
menge überlaſſen werden, wenn die Notſchlachtung in einem
Betriebe erfolgt iſt, in dem die Selbſtverſorgung durch Haus-
ſchlachtung üblich iſt.

4. Anrechnung.
a) Wildbret und Hühner werden mit der für die Reichs-

fleiſchkarte feſtgeſetzten Höchſtmenge angerechnet, und zwar:
Wildbret mit (50 Proz.) des Schlachtgewichtes, Hühner mit
400 Gramm, junge Hähne bis zu Jahr mit 200 Gramm,
b) bei Rindvieh, Kälbern über 3 Wochen und und Schafvieh
beträgt die Wochenmenge auf den Kopf der zur Selbſtver
ſorgung berechtigten Perſonen s mehr als die für die
Reichsfleiſchkarte feſtgeſetzte Menge. Das heißt zur Zeit 416
Gramm, ce) bei Kälbern unter 3 Wochen 500 Gramm, d) bei
Schweinen über 60 Kilogramm Schlachtgewicht 500 Gramm,
bei Schweinen von 50--60 Kilogramm Schlachtgewicht 600
Gramm, bei Schweinen unter 50 Kilogramm Schlachtgewicht
700 Gramm. Für Kinder unter 6 Jahren wird die Hälfte die-
ſer Mengen in Anſatz gebracht.

5. Abgabe.
Jn Form von Speck vom Rücken oder Bauch, oder in

Form von Lieſen (Flomen), muß an den Kommunalverband
gegen eine angemeſſene, auf Anweiſung der Provinzial-
(Bezirks-) Fleiſchſtelle, vom Kommunalverband feſtzuſetzende
Vergütung abgegeben werden: von jedem Schwein im
Schlachtgewicht von 60 bis 70 Kilogramm, 1 Kilogramm, von
70 bis 80 Kg. 2 Kg., von mehr als 80 Kg. für weitere angefan-
gene je 10 Kg. weitere je Kg. Iſt das Schwein früher zur
Zucht benutzt worden, ſo ſind 3 vom Hundert des Schlachtge-
wichtes in Speck oder Fett abzuliefern. Die abgelieferten
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beſeitigen, wollte er Muter und Kind umbringen. Der Bauer

Speck und Fettmengen werden für die Berechn ß
Schlachtgewichtes zum Zweck der Fleiſchkartenan u
nicht in Anſatz gebracht.

6. Kontrolle.
a) Die Schlachtung, ſowie die Fleiſch- und T

beſchau, dürfen nur erfolgen, wenn dem Schlachter u en
Fleiſch- und Trichinenbeſchauer die ſchriftliche Genehmigun
des Kommunalverbandes vorgelegt wird. b) Die Feſt
lung des Schlachtgewichtes erfolgt nach den Beſtimmu
des Erlaſſes des Landwirtſchaftsminiſters, vom 9. Juli

n

Aus Provinz und Reich
Einbruchsdiebſtähle.

Anmmendorf, 15. Januar. Jn der Nacht zum Sonntag
ſind in unſerem Ort drei Einbruchsdiebſtähle verübt worden.
Einbrecher waren in den Kaſſenraum der Gemeindeverwal
tung eingedrungen und hatten den Behälter für die Tages
kaſſe erbrochen. Da aber das Geld nachts im Geldſchrank auf
bewahrt wird, ſo fiel den Tätern nichts in die Hände. Aus
dem ebenfalls gewaltſam erbrochenen Aufbewahrungskaum
der Lebensmittel wurden etwa 60 Pfund Butter ve
ſtohlen. In der Eiſengießerei von Prinzler und auf
Ashr der Heydt wurden wertvolle Treibriemen

ohlen.

Der Deſſauer Rathausſkandal. m.
Deſſau, 14. Januar. Gegen den Oberbürgermeiſter Dr.Ebeling iſt jetzt das Diſalpitnare er eeen

leitet worden, und zwar auf deſſen eigenen Antrag wie
auf Antrag der Gemeindeauſſichtsbehörde. Die ſtaats
ſchaftlichen Funktionen ſind dem Erſten Staatsanwalt,
men Juſtizrat Bürkner übertragen, zum Unterſuchungsrichter iſt
der Landgerichtsrat Dr. Meyer beſtimmt worden.

Jn der Strafſache gegen den Kanzleiaſſiſtdenten Sturm
und Genoſſen wegen Diebſtahls iſt feß geſtellt worden, daß
die bei Sturm gefundenen Goldſachen den Beſtänden der
Goldſachen entnommen ſind, die ſeit Beginn des Krieges beim
Magiſtrat als Spenden geſammelt nd. Sturm iſt der Kaffetten
dieb auf de mRathauſe zu Deſſau, aus deſſen Tat ſich ſo weid
gehende Konſequenzen ergeben.

Deſſau, 15. Januar. Der wegen des Kaſſettendiebſtahls
verhaftete Oberſtadtſekretär Kampf henkel hat ſich heute
Unterſuchungsgefängnis erhängt.

Mordverſuch eines 17jährigen.
Jn der Sitzung der Kaſſeler Strafkammer wurde de

17 Jahre alte e Auguſt Schröder aus König
wald im Keeiſe Rothenburg- Fulda wegen Mordverſuchs zu m
Monaten Gefängnis verurteilt. Der Angeklagte, Sohn anſtän
diger Leute, hatte ein Liebesverhältnis mit einer 30 Jahre alten
Bauerntochter angeknüpft. Um die Folgen ſeines Fehltrittes z

höre das Hilfegeſchrei der Ueberfallenen und befreite ſie. Der
31 erklärte den Angeklagten für geiſtig minderwertig und erbe

ich belaſtet.
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Vom Auslande
Eiſenbahnunglück.

Wien, 15. Januar. Heute früh ſtieß in Station Drez tieanaga bei Rzeszow der nach Wien durchfahrende Schnellzug
Nr. 10 mit dem in der Station ſtehenden Schnellzug Nr. 9 Kr
kau-- Lemberg zuſammen. Sechs Soldaten, zehn Zivilreifende
und ein Bahnbedienſteter wurden getötet und fünfzig t
ſonen verletzt. Die Verkehrsſtörung dauerte eine Stunde.
Verletzten wurden mit einem Hilſsz g vormittags nach Rzes
zow gebracht.

Wien, 15. Januar. Unter den bei dem Eiſenbahnzuſam
menſtoß bei Rzeszow Verletzten und dort Verpflegten befinden
ſich viele Reichsdeutſche.

Jn der Morgenfrühe hatte es dicken, echten Hamburger
Nebel gegeben, der das impoſante Hafenbild mit ſeiner raſtloſen
Geſchäftigkeit wie in einen undurchdringlichen Sack eingehüllt
hatte.

Die Sirenen hatten ununterbrochen geſchrillt.

Dann war es licht und lichter geworden und nun trium-
phierte hellachend die Sonne.

Langſam und majeſtätiſch glitt der große Poſtdampfer
aus Amerika, die „Vineta“, die Elbe herauf, an den ſtolzen
Werften vorüber bis in die Nähe der Landungsbrücke von St.
Pauli.

Frohe Mienen grüßten von den Decks des Schiffs die
deutſche Heimat. Manche unter den Paſſagieren kehrten nach
mehrjähriger Abweſenheit zur heimatlichen Erde zurück. Andere
wieder blickten dem alten Europa, das ſie zum erſten Male
kennen lernen ſollten, neugierig entgegen.

Auf den kindlichen Zügen eines noch ſehr jungen Mädchens,
das an der Reeling ſtand und mit der Hand die Augen vor den
Sonnenſtrahlen, die den bläulichen Rauch, der über dem Hafen-
bilde ſchwebte, ſchützte, war weder Neugierde, noch Freude, noch
ſonſt ein lebhafteres tieferes Empfinden ausgeprägt.

Teilnahmslos glitten die Blicke der mandelförmigen, dun-
kelgrauen Augen über das Ufer mit ſeiner dichtgedrängten Men
ſchenmenge dahin.

Alles war ihr fremd ſo grenzenlos fremd.
Eigentlich waren nur die Augen ſchön in dem blaſſen, jun-

gen Geſicht. Die Figur, hochaufgeſchoſſen, war reizlos in ihrer
Schmächtigkeit und Ungrazie. Das Haar, das unter einer
Reiſemütze faſt verſchwand, war ſchwarz und glanzlos. Die
Kleidung dieſer jungen Reiſenden erſter Kajüte fiel durch eine
hervorragende Geſchmackloſigkeit auf; ſie beſtand in einem dunk-
len, ſchlecht ſitzenden Jackenkleid, einer grauwollenen Hemdbluſe
und plumpen Schuhzeug.

Man hätte das junge Mädchen für eine Kammerzofe halten
können, wenn ihre Toilette etwas geſchmackvoller geweſen wäre.
Die Zofen der mitreiſenden reichen Ladies trugen ſich weit ele
ganter als Henrika dy Santos.

Ein blonder, ſehr ſchlanker, ſehr vornehm ausſehende
Mann in engliſchem Reiſeanzug näherte ſich ihr.

„Nun ſind wir ſogleich am Ziele unſerer Seereiſe, Fräulein
Henrika, und nach ein paar Stunden in Berlin!“ redete er ſo
auf deutſch an.

Sie mochte ihn nicht, dieſen fremden Deutſchen, dem ma
ſie für die Reiſe nach Deutſchland anvertraut hatte. Mit untrüg
lich feinem Jnſtinkt hatte ſie ſofort herausgefühlt, daß ſie ihn

hochgradig unſympathiſch war. JNur aus Freundſchaft ſagte ſie ſich, aus Erkenntlichtet
Hans Gröning gegenüber, hatte er ſich dazu verſtanden,
Reiſemarſchall zu ſein. Unterwegs hatte er ſich ja auch kaum
um ſie gekümmert. Als ſie ſeekrank geworden war, hatte er 5
vermutlich gefreut, ſich nicht mehr zu den Phraſen, die er täglich
an ſie gerichtet, aufſchwingen zu brauchen. „Gut ausgeſchlafen,
Fräulein Henrika? Wie geht es Jhnen heute Das war
ſo ziemlich alles geweſen, was er mit ihr die ganze Zeit hindurch
an Bord geredet hatte.

Sie hätte ja auch ſelber nicht gewußt, worüber ſich mit i
zu unterhalten.

Jn ihr war noch alles ſo verworren und unklar. Die letzten
Eindrücke in Kanada laſteten auf ihr. Ueber ihren Kopf hin
weg hatte man gehandelt, hatte man über ihre nächſte Zukunſt 4

entſchieden. Sie hilf- und ſchutzlos, wie ſie war J
nicht widerſprochen. Von dem Moment an, wo ſie, als das U
glück mit ihrem Großvater geſchehen war, ſich inſtinktiv an Ha
Gröning geklammert, hatte ſie ſich auch zugleich willenlos ſei
Führung überlaſſen. Sie hatte das Gefühl des Geborgenſeit
gehabt: nun war einer da, der für ſie in ihrer grenzenloſe
Verlaſſenheit ſorgte. Sie war ihm dankbar dafür, vertraute iht
blindlings. Sie konnte ſich nicht mehr darauf beſinnen, was ſig
ihm auf ſeine raſche Frage, ob ſie ſeine Frau werden wolle, ga
antwortet hatte. Sie hatte ſich bloß feſter an ihn geklammert
in ihrer Verzweiflung und Angſt, und er hatte ihre undeutlig
hervorgeſtoßenen Worte und dann ihr völliges Verſtummen
ein Ja angenommen. Es war ja auch gut ſo ſie hatte do
niemanden auf der Welt außer Hans Gröning.

T

S
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Bekanntmachung.
hutch e Ausführung der Bekanntmachung über Enteignungenbvurch die Reiche fapſtelle vom 26. September 1917 wird auf

h Grund des S 2 der Verordnung des Bundesrats über den Vermit Faſſan vom 6. Juni 1917 Reichsgeſetzblatt Seite

und des S 1 der Bekanntmachung des Reichskanzlers
über die Einrichtung einer Reichsſtelle für Faßbewirtſchaftung
G t ren 28. Juni 1917 Veinhegeſog trat Seite

timm
1 Enteignung von beſchlagnahmten Fäſſern, Kübel, Vottichen

oder ähnlichen Gebinden.Die mit Ausweiskarten verſehenen Faßhändler haben
dem Voſſianre der ſür das betreffende Arbeitsgebiet zuſtändigen

Verteilungsſtelle für Faßbewirtſchaftung in der Provinz
Brandenburg und der Stadt Verlin der Geſchäftsabteilung der
Reichsfaßſtelle, Berlin W. 50, Spichernſtraße 23 alsbald An
s zu erſtatten, wenn ihnen oder ihren Unterbevollmächtigten
er Aufkauf beſchlagnahmter Fäſſer nicht gelungen iſt.

Hierbei ſind anzugeben: a) Namen, Stand und Wohnort des
Beſitzers bezw. Gewahrſamsinhabers der Fäſſer uſw., b) Zahl,
Art, Größe (Faſſungsvermögen), Zuſtand, Bauart, letzter Ver
wendungszweck und Lagerort derſelben, e) der angebotene und
der verlangte Preis, d) Grund der Verweigerung des Verkaufs.

2. Die Vorſtände der Verteilungsſtellen und, ſoweit die
Provinz Brandenburg und die Stadt Berlin in Betracht komnen,

Geſchäftsabteilung der Reichsfaßſtelle haben auf einen güt

ne z leich zwiſchen den Beteiligten auch hinſichtlich etwadurch die Fang von Sachverſtändigen entſtandener Koſten men
dinziwirten. Sachverſtändige ſind nur beizuziehen, wenn über

n Preis Meinungsverſchiedenheiten beſtehen, eine Sachveren unvermeidlich iſt und die durch die Beiziehung

achverſtändigen entſtehenden Koſten zum mutmaßkchen
ungefähren Werte der Fäſſer im Verhältniſſe ſtehen.

Findet die Verhandlung an Ort und Stelle ſtatt, ſo iſt eine
Niederſchrift aufzunehmen, welche von den erſchienenen Perſonen
zu unterſchreiben iſt.

3. Kommt ein Ausgleich nicht zuſtande oder beſtehen gegen
die Veräußerung oder den Erwerb der Fäſſer uſw. Bedenken,habaen die Vorſtände der Verteilungeſtellen die erlaufenen

erhandlungen der len hteinng der Reichsfaßſtelle mit
mahen Berichte vorzulege4. Letztere leitet die Ver rhandiungen der Kriegsvereinigung
deutſcher Faßhändler zur Aeußerung und Erklärung zu, ob ſie
Antrag auf Enteignung geſtellt. Jn gleicher Weiſe wird verfahren,
wenn die Geſchäftsabteilung der Reichsfaßſtelle ſelbſt die Aus
gleichsverhandlungen geführt hat (ſiehe Ziffer 2).

5. Der Antrag auf Enteignung hat zu enthalten a) die ge
naue Bezeichnung des Namens, Standes und Wohnortes des

s bezw. Gewahrſamsinhabers, b) die genaue Angabe der

ger Art, Grö e See en art, des letztenerwendungszw e und Lagerortes, Erklärung, daß die
Enteignung zugunſten der Kriege e deutſcher Faßhänd
ler erdfolgen ſoll, d) die Angabe, an wen und wohin die Fäſſer
uſw. werden ſollen.

Die Verbindung mehrerer gegen verſchiedene Perſonenn Enteignungsanträge in einem gemeinſamen Antrag

unz7. r t die r deutſcher Faßhändler An
Geſchäſtsabteilung der Reichsauf Enteignung, ſo hat didie Verhandlungen der Wercaltyngoableltung mit gut hat

cher Aeußerung mitzuteilen.
8. Der n der Reichsfaßſtelle ſteht es in jeFeie frei, Antrag auf Enteignung ſei es zu ihren, ſei es zu
ten einer anderen juriſtiſchen oder einer Latkrichen Perſon

de er Erlaß der Enteignungsanordnung wird der Beſitzer Ba

Aue der Fäſſer ufw. unter Mitteilung des
es auf Enteignung aufgefordert, etwaige Einwendungen Lag

Zuſtellung der AuffordVerwaltungsabteilung der Reich ſahſtele e n

chernſtraße 23, ſchriftlich oder mündlich anzubringen (Anlage I

Bern ſchriftlich zu ſtellen.

Anlage 1.

Nr. 7 4 7 VerrinVerwaltungsabteilung
An

r es von Faſſern.
Gegen Poſtzuſtellungsurkunde.

De e e J 7 obean jolgende in Ihrem Beſitze bezw. Gewahrſam

weſinduqhen er, Kübel, Bottiche oder ſonſtige Gebinde zu
Gunſten zu enteignen:

Zahl: e e 7 e 7 o 7Art: J J(Faſſungsvermögen) e e

e wen

88 eee
don Tage der der a

10. Werden rechtzeitige Einwendungen auf Grund der
5 e und d, 6 e der Bekanntmachung des nzlers übere Veſchlagnahme von Fäfſern vom 28. Juni 1917 ReichsFiſeheiet Seite 577 erhoben, ſo hat die Verwaltun r

lung der Reichsſaßſtelle unverzüglich die Entſcheidung
ſtändigen Landeszentralbehörde oder der von dieſer nie

Behörde 7 a. a. O) herbeizuführen.11. d. Enteignungsanordnung wird, wenn nicht ö che
Bekanntmachung erfolgt, nach Anlage 2 erkaſſen und den Be-
teiligten nachs weislich zugeftellt.

Jm letzteren Falle wird in der Regel in der Enteignungs
anordnung der Uebernahmepreis feſtgeſetzt und über die Koſten
des Verfahrens entſchieden.

12. Binnen 14 Tagen ausſchließender Friſt vom Tage der
der Anordnung an gerechnet, kann die Feſtſetzung des

Uebernahmepreiſes durch das Reichsſchiedsgericht für Kriegs
wirtſchaft beantragt werden. Der Antrag ift bei der Verwal
tungsabteilung der Reichsfaßſtelle, Berlin W. 50, Spichernſtraße 23, oder beim Reichsſchiedsgerichte für Kriegswiriſchaft in

eeeeeee r n53 S e e h nt a

Einwendu
vom Tageer n ellung re an der Verwal

teilung der Reicheſaßſte? in Berlin W 50, Spichern
ſaß 23, ſchriftlich oder mündlich anzubringen.

Anlage 2.

Reichsfaßſtelle
Verwaltungsabteilung.

Vetrifft: Enteignung von Faſfern.
Gegen Poſtneſlell ngomkande

Auf Grund S 1 der Bekanntmachung der Reichsfaßſtelle über
Enteignungen durch die Reichsfaßſtelle vom 26. September 1917

Reichsanzeiger Nr. 232 vom 29. September 1917, Mitteilun
gen der Reichsbekleidungsſtelle, der Reichsfaßſtelle und der
Kriegswirtſchaftsaktiengeſellſchaſt Nr. 35, Seite 159 wird das
ſenen an folgenden, in Jhrem Beſitz bezw. Gewahrſam be

ichen Faſſern, Kübeln, Bottichen oder ſonſtigen Gebinden

3. Kommt es in einem Verfahren, in welchem K übertrageneuiſteimnen ſind, weder zu einer gütlichen Einigung noch zu r Zahl:
Enteignung, ſo entſcheidet die Reichsfaßſtelle darüber, wer die Art:

Koſten des Verfahrens zu tragen hat, endgültig. Größe (Faſſungsvermögen):
14. Unterläßt der von der Enteignungsanordnung Betrof- Bauart:

fene die ihm durch S 3 der Bekanntmachung über Enteignungen Letzter Verwendungszweck:
durch die Reichsfaßſtelle vom 26. September 1917 auferlegten Lagerort:
Verpflichtungen zu erfüllen, ſo kann die Reichsfaßſtelle unbeſcha
det der Strafverfolgung die erforderlichen Zwangsnahmen tref
fen, ſie entſcheidet darüber, wer die durch dieſe Zwangsmaßnah
men entſtehenden Koſten zu tragen hat.

II. Enteignung von Faßſtäben, Faßdauben und Faßböden.
1. Die Enteignung erfolgt auf Antrag des Kriegsverbandesder gat und Faßholzfabrikanten Deutſchlands oder der Ge

ſchäftsabteilung der Reichsfaßſtelle zugunſten juriſtiſcher oder
natürlicher Perſonen.

2. Der Antrag hat zu enthalten: a) die genaue Angabe des
Namens, Standes und Wohnortes des Beſitzers oder Gewahrjamsinhabers, b) der Menge, Art und des Lagerortes der zu

enteignenden t c) an wen dieſe Gegenſtände abzu
liefern ſind, d) die Bezeichnung des angebotenen und des ver
langten Preiſes und e) die Angabe des Grundes der Verweige
rung des Verkaufes.

3. Ziffer J 2, 6, 9, 11-—-14 finden ſinngemäße Anwendung
mit der Maßgabe, daß die r von der
Geſchäftsabteilung der Reichsfaßſtelle zu führen ſind.

Verlin, den 9. November 1917.
Der Reichskommiſſar für Faßbewirtſchaftung.

L. A. I. 119/18.

Die enteigneten Gegenſtände ſind von Jhnen bei Meidue
von Strafeinſchreitung und Zwangmaßnahmen nen
zu verwahren, an
herauszugeben eder auf Venangen und Koſten d.

zu überbringen oder zu ver
ſenden.

Der Uebernahmepreis wird feſtgeſetzt wie folgt:
Sie ſind berechtigt, binnen 14 Tagen ausſchließender Friſt,

vom Tage der Zuſtellung dieſer Anordnung an gerechnet die
Feſtſetzung des Uebernahmepreiſes du das Reichsſchiedsgericht
für Kriegswirtſchaft zu beantragen. Der Antrag iſt bei der Verwaltungsabteilung der Reſcheſaßſtette, Bertin W. 50, Spichern

ſtraße 23, oder beim Reichsſchiedsgericht für Kriegswirtſſchaft in
Berlin ſchriftlich zu ſtellen.

Die Koſten des Verfahrens
Veröffentlicht

Merſeburg, den 12. Januar 1918.

Der Königliche Landrat.
J. V.: von Grone.

e Akadem. geb. Ingenieur
30 Jahre, mittf. Erscheinung, sucht vornehmne, reiehe

ge Dame zw. sp. Heirat kennen zu iernen. Hiskre-
on zugesichert. Off. unter U. R. 3793 an Rudolf
Mosse, Ha II e erveten.

Roßfleiſch- und Fleiſchwaren-Verkauf
ſindet am 17. Januar 1918 ſtatt

bei Meyer, Schmaleſtraße Nr. 10:
nachm. von 2--8 Uhr auf die Ordnungsnummern 2501 257h

T 3 2576 26604. 2651 2700vei Hoffmann, O Obere Breiteſtraße Nr. 4

nachm. von 2—3 Uhr auf die Ordnungsnummern 2701--2800
280t 2900

Ein Anſpruch auf eine beſtimmte ärt von Fleiſch oder
Fleiſchwaren beſteht nicht.

Merfeburg, den 16. Januar 1918.
Das ſtädtifche Lebdensmittelamt.

Bekanntmachung
Nr. A. 15 330. B. P. S.

betreffend Beſchlagnahme und Beſtandserhebung von gebrannten und anderen künſtlichen
Nauerſteinen, Dachziegeln aller Art und Drainageröhren aus Ton.

Nachſtehende Bekannimachun
Kenntnis tn mit dem Bemen die h ahmevorſchriften a S 6*die Sicherſtellung von Kriegsbedarf in der gen r m

7 (Reichs-Geſe b iderhandluMeldevflicht nav Juli J 7 eeirleb des Hande

re

er uwide

und iede

S. 604) beſtraft wird. Auch
ne vom Handel vom 23ne e 608) unterſagt werden.15 ReichsVon der m m betroffene Gegenſtände.

Von der Bekanntmachung werden betroffen ſämtliche vorhan-
henen und neuerzeugten Mengen von gebrannten und anderen künſt
lichen Mauerſteinen und Dachziegeln aller Art insbeſondere gebrannte

Schlackenſteine. Zement

zu einem Jahr oder mit Geldſtrafe bis zu
Strafgeſetzen

Tonſteine, Kalkſandſteine, Schwemmſteine,

Mit Gefängnis bis
hutauſend Mark wird ſofern n
ſöhere Strafen verwirkt ſind, be

icht nach allgemeinenſtraft:

ihn abſchließt;
wer der Verpſlichtung, die r Ge 53 de zuverwahren und pflegeſch zu behandeln, zuwiderhan

4. 3 den erlaſſenen Aksführungsbetimmungen Abrtd er

die S n die GUnterſuchun
Geſchäftsbriefe oder Geſchäung der Betriebseintt

z oder zu führen un
orräte, die verſchwiegen

erklärt r o
S r W rgit ſt könnenne

e S Feſten ete au dreitguſend Ma a beſtraft

t en rn ung über i n
ann

gemäß der n zurSeptbr. und juriſtiſche

T wer unbeßugt einen beſchl lagnahmten Gegenſtand beiſeite.
ſchafft, beſchädigt oder zerſtört, verwendet, verkauft oder kauft
oder ein S rderes Veräußerungs oder Erwerbsgeſchäft über

andelt.Bekannn Wer eigen de die r zu der er auf Grund dieſer
iſt, nicht in der geſetzten Friſt erteilt oderr oder ehe macht. oder wer

Sbücher oder
tungen odere wer vorſitlich die er a

terläßt, wird mit Gefängnis bis
und mit erdrniee bis zu San Mark oder

Sein le meldenden

e e

Vom 15. Januar 1918.
ſteine), welche als Vor oder Hintermauerſ teine, HartbrandKlinker, Verblender, poröſe Steine, Decken- t Lochſteine, Formſt S
Dachgziegel Verwendung finden können, anßerdem Drainageröhren

on

r wird diermnit zur allgemeinen

daß andlung
S 2

Von der Bekanntmachung betroffene Perſonen und Vetriebe.
Von der Bekanntmachung ſind betroffen ſämtliche natürliche

Perſonen, gewerbli und landwirtſchaftliche Unternehmer, dffenttich rechtiche Körperſchaften und Verbände, die die im
S 1 genannten Gegenſtände erzeugen oder mit ihnen handeln.

Veſchingnahre.

Die von der betroffenen Geg enſtände (8 1),die im ehe von e die h hetrof enen Perſonen
oder efi 2), ward ierdurch beſchlagnahmtDie See tet ie Wirkung, daß die Vornahme von

änderungen an den v berührten Gegenſtänden verboten iſtund e n verſh a über ſie nichtig ſind. Den rechts
eſchaſtlichen erfügungen ſtehen Verfügungen gleich, die im Wege

er Zwangsvollſtreckung oder Arreſtvollziehung erfolgen. Trotz der
Beſchlagnahme ſind alle Veründerungen und Verfügungen zuläſſig,
die durch einen Freigabeſchein mit dem Stempel des Kriegsamtes,
BautenPrufſtelle, geſtattet find.

Der Freigabeſchein kann durch ordnungsgemäße Ausfuhr-bewilligung des Herrn Reichokommias für Aus und Einfuhr-
bewilligung erſetzt werden.

S 4
Meldepflicht..

Die von dieſer Bekanntmachung betroffenen Gegenſtände unter

ltessn Die h iſt über den bei
e erſte Meldungtatſächlich vorhandenen Beſtand an e e Gegenſtänden bis

jeden

a m er r Beſtände bis zum zehnen Monats zu erſtaben d en tie
nten Tage des betreffen

J e u et in deren

inn des 1. Februar 1918

um 10. Februar 1918 zu erſtatten.t Die ferneren Mekbüungen ſind über die am erſten Tage eines
ungradzahligen Monats (März, Mai, Juli, September, Novem

s d.Lagerbu chführung.

Jeder Meldepflichtige (S 2) hat ein Lagerbu führedem die verſchiedenen Steinſorten nach Menge, n e nd Beſcha tn
eit zu erſehen ſind. Zu und Abgang muß ne c r a
chtlich ſein, ebenſo der Empfänger und die Numme

S 6.
Ausnahmen.

man iſt geſtattet Verkauf und Verbrauchvon Mauerſteinbruch ſowie v
ormſteinen his zu 500 Stück
achgiegeln J 10900Drainageröhren Xden anderen im 8 1 bezeichneten Gegenſt

5000 Stück
in einem Kalendermonat für eine Bauſtelle

S T.

Anfragen und Ta
agen und Anträge ſind zu richten:Anfr ar m d e n das Reichsmarine

amt, Berlin Königin-Augrt 2 für Bauten der vent en Heeresverwaltung an dase che lege miniſterinm. Bauabteilung,
Berlin 8 immerſtr.z. für Bauten preußiſch heſſiſchen Staatsbahnen und
der Reichseiſenbahnen an das Mini iſterium der ent
lichen Arbeiten, Berlin W 9, Voßſtr, 35,4. für alle andern Bauten an 77 zuſtändige Kriegsamtſtells

s 8.
Jnkrafttreten der Bekanntmachung,

g Die vorſtehende Bekanntmachung tritt am
raft.

Magdeburg, den 15. Januar 1018.
Der Stellv. Kommandierende Generaler des IV. Armeekorps

n

m

25. Januar 1918
in

5 ehe ee e
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